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MICHELLE RYSER
17. Juni 2023
im historischen Hof vom Mords Eck

Das Beste aus 

volkstümlichem 

Schlager 

und Country!

im historischen Hof vom Mords Eck

LIVE

Beginn:   18 Uhr
Einlass:    17 Uhr

Tickets:Tickets:      20,- €
inkl. inkl. 
Begrüßungssekt

Aus der 
Schweiz!

Das Beste aus 

volkstümlichem 

Schlager 

und Country!

Beginn:   18 UhrBeginn:   18 Uhr
Einlass:    17 UhrEinlass:    17 Uhr

20,- €20,- €

Schweiz!

Vorverkauf: im Getränkehandel Mord | Tel.: 03361 2346
  15517 Fürstenwalde | Mühlenstr. 17
  am Abend Eingang: Toreinfahrt Schloßstraße

Die Baustelle auf der A10 direkt hin-
ter dem Dreieck Spreeau sorgt nicht 
nur für endlose Staus, sondern auch für 
viele Unfälle, Tote und Schwerverletz-
te. Da parallel auch der Ortseingang 
Hangelsberg durch eine Baustelle mit 
Ampelregelung blockiert ist, streckt 
sich das Verkehrschaos bis nach Fürs-
tenwalde. Wann setzt endlich ein Um-
denken ein?

Seit Februar ist die A12 in Richtung 
Dreieck Spreeau nur mit sehr viel Ge-
duld befahrbar. Ein Unfall – und es 
geht gar nichts mehr. Parallel war zeit-
weise auch die L38 bei Tesla zwischen 
Freienbrinker Kreisel und Autobahn-
auffahrt Freienbrink wegen des Aus-
baus der Tesla-Zubringerstraße voll 
gesperrt, und die Bauarbeiten für eine 
Fußgänger-Querungshilfe am Ortsein-
gang Hangelsberg wollen einfach nicht 
enden. Dann fiel auch noch der Regio-
nalexpress zwischen Fürstenwalde und 
Erkner wochenlang wegen Gleisbauar-
beiten aus. Der Schienenersatzverkehr 
quälte sich, da gleichzeitig Freienbrink 
voll gesperrt war und in Hangelsberg 
eine Ampel den einspurigen Verkehr 
regelt, stundenlang durch die knapp 
25 km lange Strecke. Eine Gedulds-
probe für alle Pendler, ob in Öffis oder 
PKWs. Es drängen sich Fragen auf:

Erstens: Muss tatsächlich alles 
gleichzeitig gemacht werden? Gibt 
es keine Koordination zwischen den 
Straßenbaustellen?

Zweitens: Gibt es keine Absprache 
zwischen der Deutschen Bahn, die die 
Gleisbauarbeiten durchführt, und dem 
Landesbetrieb Straßenwesen?

Drittens: Warum dauern in Deutsch-
land eigentlich alle Baustellen ewig?

Viertens: In anderen Ländern werden 
Ausweichfahrbahnen gebaut, ehe die 
Baustelle eingerichtet wird, um den 
Verkehr ohne Engstelle zu verschwen-
ken. Wäre das nicht an der A10 mög-
lich gewesen? Wie viele Staus und wie 
viele Tote wären uns dadurch erspart 
geblieben?

Fünftens: Gibt es wirklich keine Po-
lizeibeamten, die sich erbarmen, den 
Verkehr zum Beispiel an der Hangels-
berger Baustelle von Hand zu regeln? 
Beide Richtungsfahrbahnen wären 
seit Wochen befahrbar. Man fragt 
sich, warum bei den kilometerlangen 
Staus auf der L38 zwischen Fürsten-
walde und Hangelsberg, die immer 
wieder durch die Sperrungen der A12 
verursacht werden, die Baken nicht 
beiseite geräumt werden und die Poli-
zei den Verkehr einfach fließen lässt? 
Der Belag ist fertig, die Markierung 
ist aufgetragen, kein Bauarbeiter zu 
sehen, und trotzdem wird die einspu-
rige Regel nicht wenigstens für solche 
Ausnahmesituationen aufgehoben. Da 
lässt man die Autos lieber eine Stunde 
anstehen... 

Was hier zutage tritt, ist symbolisch 
für die Zustände auf deutschen Stra-
ßen. Vieles dauert Jahre, selbst kleins-
te Baustellen wie die Querungshilfe 
in Hangelsberg werden einfach nicht 
fertig. Viele Brücken können nur noch 
verengt befahren werden, weil sie so 
sanierungsbedürftig sind, dass sie die 
volle Last des Straßenverkehrs nicht 
mehr tragen können, zum Beispiel die 
Mühlenfließ- und die Kalkgrabenbrü-
cke auf der A10 bei Rüdersdorf oder 
die Brücke zwischen Werbellin und 
Finowfurt auf der A11. Unfassbar ist 
auch die Geschichte der Stolp-Brücke, 
der Verbindung zwischen Woltersdorf 
und Rüdersdorf. Erst war sie nur noch 
einspurig befahrbar, dann wurde sie 
abgerissen, und eine Wiedereröffnung 
ist nicht in Sicht. Tausende Brücken in 
Deutschland sind marode. Auf der A45 
bei Lüdenscheid wurde jüngst die Rah-
mede-Talbrücke gesprengt. Sie war seit 
2021 gesperrt – nun ist sie weg. Was ist 
bloß aus unserer Infrastruktur gewor-
den?  In Deutschland sind viele Brü-
cken nicht mehr befahrbar. Und dann 
liest man, dass in Tansania eine 50 km 
lange Brücke zwischen dem Festland 
und Sansibar geplant wird...

 M. Hauke

Baustellen werden
einfach nicht fertig
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Lehrerwerden.de

MELANIE AUFENVENNE, CAMPUS NEU ZITTAU

        Weil Schule
   mehr ist als 
       Unterricht. 

WERDEn 
sie TEIL 
unseres
Teams

Am Girls‘ Day am 27. April 2023 be-
suchten Schülerinnen der Docemus 
Privatschulen das Werk von Tesla in 
Grünheide. Die Veranstaltung bot den 
Mädchen die Möglichkeit, in typisch 
männliche Berufe im Bereich der 
Technologie hineinzuschnuppern und 
ihre Fähigkeiten und Interessen zu ent-
decken.
Die Schülerinnen hatten die Gelegen-
heit, in Workshops und Präsentatio-
nen von Tesla-Ingenieurinnen einige 
Arbeitsbereiche des Elektrobauers 
kennenzulernen. Die Mädchen konn-
ten auch praktische Erfahrungen sam-
meln, indem sie an Aktivitäten teilnah-
men, die speziell für den Girls‘ Day 
entwickelt wurden. So schweißten sie 
Transistoren zusammen, lernten, wie 
die Beleuchtungstechnik der Elektro-
autos funktioniert und erfuhren viel 
über die Besonderheiten der hauseige-
nen Lackiererei.

Ingenieurinnen für einen Tag – Docemus nimmt am Tesla Girls‘ Day teil

„Wir sind sehr dankbar für die Gele-
genheit, am Girls Day bei Tesla teilzu-
nehmen“, sagte Janina Hoppe, die Ver-
antwortliche für Gutes und Schönes 
am Standort Blumberg. „Es ist wichtig, 
dass Mädchen die Möglichkeit haben, 
verschiedene Berufe kennenzulernen 
und ihre Fähigkeiten zu entdecken. 
Wir hoffen, dass die Erfahrungen, die 
die Schülerinnen heute gemacht haben, 

dazu beitragen werden, ihr Selbstver-
trauen zu stärken und sie zu ermutigen, 
in den Bereichen der Technologie und 
Ingenieurswissenschaften zu arbeiten.“
Der Girls‘ Day findet jedes Jahr in 
Deutschland statt und bietet Mädchen 
die Möglichkeit, Berufe in typischer-
weise männlichen Branchen kennen-
zulernen und sich für eine Karriere in 
der Technologie zu begeistern. Tesla 

ist ein führendes Unternehmen im Be-
reich der Elektromobilität und enga-
giert sich für die Förderung von Frauen 
in der Technologiebranche. Neben der 
reinen Informationsvermittlung geht es 
beim Girls‘ Day auch darum, passende 
Kandidatinnen für Ausbildungs- und 
Studienplätze beim Elektroautoherstel-
ler zu begeistern.

www.docemus.de

Foto © Tesla Girls‘ Day
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von Jan Knaupp

Knaupps Kolumnen
Jederzeit online lesen!
Homepage: www.hauke-verlag.de
       Instagram: jan.knaupp

Knaupps Kolumnen

„So gesehen“ im Softcover mit 224 
Seiten für 7,95 € erhältlich bei: 

• Hauke-Verlag, Alte Lange-
wahler Chaussee 44, Fürsten-
walde
• Buchhandlung Zweigart, Ber-
liner Str. 21, 15848 Beeskow

Verkaufs-Assistenten (m/w/d)
Aussen- und Innendienst (B2B)

• Mit ersten Verkaufserfahrungen 
• Einstieg gerne auch als Quereinsteiger – Orientierungs-Praktikum möglich

Nutzen Sie die Chance für Ihren Beitrag zum Schutz der Umwelt –
unterstützen Sie unser Team beim Vertrieb nachhaltiger Produkte!

 TBS Printware Vertriebs GmbH

Bewerbungen mit Anschreiben und Lebenslauf per E-Mail an:
TBS Printware Vertriebs GmbH Herr Rudolf Schlager
Karl-Liebknecht-Str. 25  Tel.: 06190 93 43 00  
15517 Fürstenwalde  E-Mail: r.schlager@tbs-printware.com 

Wir machen den Weg frei. 

Sprechen 

wir über Ihre

Zukunft!

Jeder Mensch hat etwas, das ihn antreibt.

Vereinbaren Sie einen Termin 
in einer Filiale in Ihrer Nähe, 
unter 03361 / 555 0 oder auf 
vrbfw.de

Kennen Sie eigentlich auch dieses 
nagende Gefühl, wenn sich eine Fra-
ge nicht zufriedenstellend beantwor-
ten lässt, wenn man feststellt, dass 
nicht mal Google helfen kann? Noch 
nagender wird dieses Gefühl immer 
dann, wenn genau wegen so einer 
unbeantworteten Frage die Synapsen 
anfangen, Karussell zu fahren.
So jedenfalls geht es mir aktuell bei 
einem der größten Sabotageanschlä-
ge der Neuzeit.
Ich meine natürlich die Sprengstoff -
anschläge im September 2022, die 
drei von vier Strängen der Gaspipe-
lines Nord Stream 1 und 2 zerstörten.
Noch immer ist völlig unklar, wer 

Ich frage ja nur!
dahintersteckt – wer für die Spren-
gungen verantwortlich ist. Das ver-
blüff t mich bzw. das macht mich 
skeptisch. Bei einem Terrorakt in 
dieser Größenordnung, bei dem ein 
großes Pipelinesystem in einer auf-
wendigen militärähnlichen Operati-
on gesprengt wurde, sollten die Ge-
schädigten dringend um schnelle 
Aufklärung bemüht sein – aber es 
gibt keine wirklichen Fortschritte bei 
den Ermittlungen. Stattdessen gibt 
es nur Theorien, Mutmaßungen und 
Verdachtsmomente, die regelmäßig 
wieder verworfen werden, um neu-
en Spekulationen Raum zu geben. 
Sicherheitsbehörden und sogenannte 
Experten gehen davon aus, dass nur 
staatliche Akteure als Urheber infra-
ge kommen. Als vermeintliche Täter 
waren schon die Russen, die Ukrai-
ner, die Schweden, die Amis, dann 
wohl wieder die Russen, jetzt eine 
pro-ukrainische Gruppe im Fokus 
der Ermittlungen – aber genaueres 
wird bisher nicht bekannt. Oder soll 
es vielleicht nicht bekannt werden?
Würde die Aufklärung dieser Sabo-
tage eine größere politische Erschüt-
terung auslösen als der Anschlag 
selbst? Würde eventuell das aktuel-
le Freund-Feind-Schema hinterfragt 
werden müssen?

Wie schon erwähnt, an mir nagt die 
Skepsis. Aber so ist das eben bei un-
beantworteten Fragen – keine plau-
siblen Antworten wecken Argwohn. 
Jedenfalls bei mir.
Doch Schluss mit dieser heiklen The-
matik, nicht dass mir noch das Ver-
breiten von kruden Verschwörungs-
theorien unterstellt wird. Das geht 
in der heutigen Zeit relativ schnell. 
Manchmal reicht es schon, wenn  
man im Supermarkt beim Kauf von 
mehr als zwei Packungen Alufolie 
erwischt wird...
Aber ein paar Fragen habe ich trotz-
dem noch.
Warum wird bei Schlafmitteln „Mü-
digkeit“ als Nebenwirkung angege-
ben?
Dürfen sich Atheisten auch gegen hö-
here Gewalt versichern?
Warum gibt es kein anderes Wort für 
Synonym?
Leben wir jeden Tag oder sterben wir 
nur sehr langsam?
Glaubt Wirtschaftsminister Habeck 
wirklich, dass man mit einem „Kal-
ten Krieg“ gegen die eigene Bevöl-
kerung die Erderwärmung stoppen 
kann?
Ich frage ja nur! 
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Ein nervenaufreibendes Kapitel der 
jüngeren Stadtgeschichte von Fürsten-
walde hat vorerst einen rechtlichen Ab-
schluss gefunden.
Am Verwaltungsgericht Frankfurt 
(Oder) wurde die Schadenersatzklage 
gegen ehemalige Bürgermeister und 
Kämmerer der Stadt wegen hochspe-
kulativer Zinswetten aufgrund einge-
tretender Verjährung abgewiesen.
Bitter ist dieses Urteil in mehrerlei 
Hinsicht, denn die Fürstenwalderinnen 
und Fürstenwalder bleiben so auf ei-
nem Schaden von ca. 13 Mio. € sitzen.
Und das, obwohl das Gericht in sei-
nem über 60-seitigen Urteil ganz klar 

die verantwortlichen Personen be-
nannt und die Geschäfte als rechtswid-
rig eingestuft hat.
Die handelnden Personen konnten le-
diglich deshalb nicht mehr zur Re-
chenschaft gezogen werden, weil die 
durch die Stadtverordnetenversamm-
lung erst im September 2019 durch 
knappen Mehrheitsbeschluss beauf-
tragte Klageerhebung knapp zwei Mo-
nate zu spät kam. Das ist bitter! Denn 
wir vom BFZ haben bereits seit 2015 
vehement für die Aufklärung der Ge-
schäfte und Geltendmachung des 
Schadens gekämpft und entsprechend 
viele Anträge in der Stadtverordneten-

Stadtverordnete verantwortlich für 
Verjährung von Schadensersatzansprüchen in Millionenhöhe

Am 20.06.2023, 18 Uhr, stellt der 
Ambulante Hospizdienst Fürstenwal-
de seine Arbeit im Dom Fürstenwalde 
vor. Die Begleitung am Lebensende ist 
das Hauptanliegen der fast 100 ehren-
amtlichen Hospizbegleiter.
Zeitgleich zeigt das Filmtheater Union 
Fürstenwalde den Film „In Liebe las-
sen“. Der Ambulante Hospizdienst lädt 
anschließend zum Filmgespräch ein.
Die Plakatausstellung „END-LICH 

LEBEN“ wird eröff net und ist vom 
20.-26.06. im Dom zu sehen. Sie do-
kumentiert 20 Jahre unserer Hospiz-
arbeit.
Wir benötigen auch weiterhin Ihre Un-
terstützung! Werden Sie gern aktiv!, 
z.B. als zukünftiger Hospizbegleiter, 
Vereinsmitglied oder durch eine Spen-
de. 
Sprechen Sie uns an: 03361 749994         
info@hospizdienstfuewa.de

20 Jahre 
Hospizdienst Fürstenwalde e.V.

versammlung gestellt.
Diese wurden jedoch von 2015 bis 
2019 regelmäßig von – zum Teil auch 
heute noch tätigen – Stadtverordneten 
von Die Linke, SPD, CDU, FDP und 
AfD abgelehnt. Diese Stadtverordne-
ten haben damit die nun eingetretene 
Verjährung zu verantworten.
Warum sie sich so vehement gegen 
eine Aufklärung gestellt haben und so-
mit einen Rückfl uss von verzockten 
Geldern in die Stadtkasse verhinder-
ten, darüber können nur Mutmaßun-
gen angestellt werden.

Klar ist allerdings, dass jene Stadtver-
ordneten weder über ein entsprechen-
des Unrechtsbewusstsein verfügen, 
noch ziehen sie (persönliche) Konse-
quenzen aus diesen Fehlentscheidun-
gen. 
Damit wollen wir uns nicht zufrieden 
geben und haben daher eine Sondersit-
zung der Stadtverordnetenversamm-
lung verlangt um weitere Schritte der 
Aufarbeitung und Konsequenzen zu 
erörtern.

Kai Hamacher
Bündnis Fürstenwalder Zukunft

Häusliche Kranken- und Seniorenpflege, 
Tagespflege „Am Stadtpark“

Karl-Marx-Str. 16
15517 Fürstenwalde
Tel.: 03361 - 345 999
www.hauskrankenpflege-bendel.de

persönlich • freundlich • professionell

Samstag | 10.06.23 | von 10 bis 16 Uhr

Führungen durch die barrierefreien und freundlich 
eingerichteten Räumlichkeiten

Informationen zu Leistungen und organisatorischen Abläufen
Gespräche mit Mitarbeitern

Informationen zu unseren anderen Dienstleistungen, 
z.B.: Leben in der Wohngemeinschaft, Leistungen des 
ambulanten Pflegedienstes, die Urlaubs- und Verhinderungspflege, 
hauswirtschaftliche Betreuung und Fahrdienst

•

•

•

Tagespflege für Senioren am Stadtpark

EINLADUNG 
ZUM

TAG DER TAG DER 
OFFENEN TÜROFFENEN TÜR
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Super Leistung, 
kleiner Preis: unsere 
Kfz-Versicherung
Hier werden Sie beraten!

Das sind Ihre Vorteile:

Niedrige Beiträge
Top-Schadenservice
Beratung in Ihrer Nähe

Nutzen Sie die Chance und 
ver  gleichen Sie Ihre Autover-
sicherung mit unserem Angebot. 
Kommen Sie vorbei. 
Wir beraten Sie gerne.

Öffnungszeiten finden Sie unter
HUK.de/vm/ute.schulze Öffnungszeiten finden Sie unter

HUK.de/vm/juergen-thomas.lange

Öffnungszeiten finden Sie unter
HUK.de/vm/sebastian.weidauer

Vertrauensfrau
Ute Schulze

Vertrauensmann
Jürgen-Thomas Lange

Kundendienstbüro
Sebastian Weidauer
Versicherungsfachmann

Mobil 0176 70255510 Tel. 0170 4160993

Tel. 03361 32314
Mobil 01577 9419539

ute.schulze@HUKvm.de juergen-thomas.lange
@HUKvm.de

sebastian.weidauer@HUKvm.de

Frankfurter Str. 28
15517 Fürstenwalde Marie-Harrer-Str. 14

15517 Fürstenwalde

Karl-Liebknecht-Str. 67
15517 Fürstenwalde

Das Olympische Feuer kommt nach 
Fürstenwalde! Wir sind die erste Stati-
on des Fackellaufs auf dem Weg zu den 
Special Olympics World Games 2023 
nach Berlin. Am 14. Juni 2023 wird das 
Olympische Feuer direkt aus Athen zu 
uns gebracht und von 100 Fackelträge-
rinnen und -trägern aus aller Welt be-
gleitet. Mindestens ebenso viele Fürs-
tenwalderinnen und Fürstenwalder 
nehmen am Lauf selbst teil. Weit mehr 
werden darüber hinaus am Straßenrand 
stehen und gemeinsam ein Zeichen set-
zen und die Läufer willkommen hei-

ßen. Ihnen die Bühne geben, die sie 
verdienen. Wir laden alle ein, dabei zu 
sein, wenn die Flamme der Hoff nung 
über die Spree getragen wird. 
Das Feuer soll um 9 Uhr von den Sa-
mariteranstalten über die Spreebrücke 
zur Bullenwiese gebracht werden. Von 
dort aus wird die Flamme ihren Weg 
nach Berlin fortsetzen – zu den Special 
Olympics World Games. Der weltweit 
größten inklusiven Sportveranstaltung 
– 2023 zum ersten Mal in Deutsch-
land. Der Fackellauf und alles was rund 
um den Tag passiert, geschieht, weil 

Das Olympische Feuer der Special Olympics World Games 
startet in Fürstenwalde!

wir offi  zieller Partner und Gastgeber-
stadt für dieses sportliche Großereig-
nis sind. Vom 12. bis 15. Juni werden 
direkt im Vorfeld der Spiele die Athle-
tinnen und Athleten mit ihren Delega-
tionen aus Lesotho und Bhutan bei uns 
zu Gast sein. Informationen zu unseren 
Partnern und Veranstaltungen werden 
fortwährend unter https://inklusion.fu-
erstenwalde-spree.de veröff entlicht.
Die verkehrsrechtliche Erlaubnis für 
den Fackellauf am 14. Juni liegt vor. 
Das Olympische Feuer kann kommen 
und es wird zentral über die dafür ge-
sperrte Spreebrücke durch die Stadt ge-
tragen. Danke an alle, die sich hierfür 
eingesetzt und stark gemacht haben. 
Wir können nun mit dem Ergebnis die-

ser breiten Unterstützung ein starkes 
Zeichen für Inklusion setzen.
Der gekennzeichnete Abschnitt wird 
von 08.45-10 Uhr voll gesperrt sein. 
Wir bitten alle Verkehrsteilnehmerin-
nen und Verkehrsteilnehmer diese zu 
beachten und sich darauf einzurichten.
Im besten Fall kommen alle zur Weg-
strecke und werden Teil dieses beson-
deren Ereignisses. Hunderte Schü-
lerinnen und Schüler sind bereits 
angemeldet. Wer ebenfalls plant mit ei-
ner größeren Gruppe zu kommen, soll-
te sich bitte mit Christin Hemmerling 
unter der Rufnummer (03361) 557 168 
anmelden, so kann bestmöglich koordi-
niert werden.

Stadt Fürstenwalde/Spree

Am Mittwoch, dem 14. Juni 2023, 
um 10 Uhr – direkt nachdem das Feu-
er der Special Olympics World Games 
durch die Stadt getragen wurde – wird 
der erste Fürstenwalder Triathlon er-
öff net. Ein ganz besonderer: Er wird 
ganz im Sinne der Special Olympics 
World Games auch für Menschen mit 
Beeinträchtigungen zu bewältigen 
sein. Ein Sportevent das für alle of-
fen steht, bei dem alle mitmachen kön-
nen, auch die Ungeübten. Assistenten 
dürfen hier die Athleten, wenn nötig, 
begleiten. Auch kann die Strecke als 

Staff el absolviert werden und ist ins-
gesamt sehr kurz gehalten.
10 Uhr ist Start für diese Supersprint-
Distanz: Die Schwimmstrecke ist rund 
200 Meter lang, die Radstrecke etwa 
zehn Kilometer und die abschließende 
Laufstrecke rund 2,5 Kilometer.
Bitte beachten: Die Rennstrecke ist für 
Rennräder nicht geeignet (Crosstriath-
lon). Den genauen Streckenverlauf 
und Informationen fi nden Sie auf: htt-
ps://inklusion.fuerstenwalde-spree.de/ 
www.fuerstenwalde-spree.de

Jetzt anmelden 
zum ersten inklusiven Triathlon
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Pflegefachkraft / Pflegekraft
gern auch Quereinsteiger (M/W/D)

Bewírb dich jetzt!

Du suchst neue Herausforderungen ? - Wir suchen dich !  

Am 25.05.2023 wurde die Billigkeitsricht-
linie zur Umsetzung des Kommunalteils 
aus dem Brandenburg-Paket veröffent-
licht. Danach gewährt das Land finanziel-
le Hilfen im Umfang von insgesamt rund 
361 Mio. Euro in den Jahren 2023 und 
2024 zur Unterstützung der Kommunen 
bei der Bewältigung krisenbedingter He-
rausforderungen und zum Erhalt beste-
hender Strukturen in den Städten, Ämtern 
und Gemeinden. Zwischenzeitlich hat das 
Ministerium der Finanzen und für Euro-
pa die Bescheide über die finanzielle Un-
terstützung an die Kommunen verschickt.
Die SPD-Landtagsabgeordneten Lud-
wig Scheetz und Jörg Vogelsänger be-
grüßen das umfassende Maßnahmenpa-
ket zur Unterstützung der Brandenburger 
Kommunen ausdrücklich. „Der Land-
kreis Oder-Spree erhält aus diesen Mitteln 
insgesamt 8.175.780 Euro für dieses Jahr. 
Und auch für das nächste Jahr steht eine 
ähnliche Summe im Raum. Damit kann 
man schon eine ganze Menge der Kosten-
steigerungen abfedern.“, erklärt Jörg Vo-
gelsänger.
„Aber nicht nur die Kostensteigerungen 
der kommunalen Familie sollen abgefe-
dert werden. Mit dem Geld sollen auch 
Investitionen in den Klimaschutz ermög-
licht werden. Ob der Einbau von Photovol-
taikanlagen, Wasserspar-Armaturen oder 
die Umrüstung auf LED-Beleuchtung – 
vieles ist hier möglich, denn Klimaschutz 
fängt im Kleinen an und auch die Städte 
und Gemeinden müssen mitziehen.“, so 
Vogelsänger weiter.
Die entsprechenden Mittel erhalten die 
Kommunen in den nächsten Tagen.

Auch sein Landtagskollege Ludwig 
Scheetz bekräftigt das. „Wir halten Wort 
und lassen auch unsere kommunalen Ein-
richtungen mit den gestiegenen Energie-
kosten nicht allein. Wenn Schulen, Ki-
tas, Schwimmbäder oder Einrichtungen 
der Jugendhilfe und Jugendarbeit ihre Be-
triebskostenabrechnungen erhalten, grei-
fen wir ihnen mit Landesmitteln aus dem 
Brandenburg-Paket unter die Arme und 
helfen so, die hohen Energiekosten abzu-
federn. Wir handeln in Brandenburg so-
lidarisch und wollen erreichen, dass die 
Kosten für die Brandenburgerinnen und 
Brandenburger stabil bleiben. Damit stär-
ken und sichern wir die Strukturen hier 
vor Ort nachhaltig. Wir sorgen dafür, dass 
unsere Städte und Gemeinden auch in der 
Krise handlungsfähig bleiben.“
Weiterhin werden erhöhte Energiekosten 
von kommunalen Verkehrsunternehmen 
oder Investitionen in Transformations- 
und Klimaschutzmaßnahmen zur Redu-
zierung der Abhängigkeit von fossilen 
Energieträgern in kommunalen Einrich-
tungen in Oder-Spree ausgeglichen.
Ludwig Scheetz erklärt dazu: „Ich halte es 
für wichtig, dass wir landesseitig auch den 
Busverkehr Oder-Spree mit Mitteln aus 
dem Brandenburg-Paket unterstützen und 
so die erhöhten Energiekosten für unsere 
kommunalen Verkehrsunternehmen abfe-
dern können. Damit leisten wir einen Bei-
trag, dass die Ticketpreise für den ÖPNV 
bei uns in Oder-Spree möglichst stabil 
bleiben.“ Ludwig Scheetz, (MdL), 
für Königs Wusterhausen, Storkow/Mark, 
Scharmützelsee, Spreenhagen und Tauche
SPD-FRAKTION-BRANDENBURG.DE

Umfassende Unterstützung des 
Landes für ein starkes Oder-Spree
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An jedem zweiten Dienstag bietet die 
Bürgermeistersprechstunde die Mög-
lichkeit zum direkten Gespräch mit 
BM Matthias Rudolph.
Sie würden Fürstenwalde gern mit ei-
ner Idee voran bringen? Sie haben ein 

Projekt, dass Sie umsetzen oder ein 
konkretes Problem, dass Sie auf kur-
zem Weg besprechen wollen? Bürger-
meister Matthias Rudolph lädt alle 
Fürstenwalderinnen und Fürstenwal-
der ein, ihn direkt zu kontaktieren. 

Die Bürgermeistersprechstunde – jeden zweiten Dienstag

Bürgerbudget 2024 – Ihre Idee ist ge-
fragt!
Im Rahmen des Fürstenwalder Bür-
gerbudgets haben alle Fürstenwalder 
Einwohnerinnen und Einwohner die 
Möglichkeit, die Entwicklung ihrer 
Heimatstadt aktiv mitzugestalten. Es 
können Vorschläge mit Gesamtkosten 
von bis zu 15.000,- € eingereicht wer-
den. Insgesamt stehen 80.000,- € zur 
Verfügung. Über die Vorschläge kann 
jede Fürstenwalderin und jeder Fürs-
tenwalder ab 14 Jahren im Rahmen ei-
ner öffentlichen Abstimmungsveran-
staltungen abstimmen.
Das Onlineformular Bürgerbudget 
2024 finden Sie unter: www.fuersten-
walde-spree.de
Der Vorschlagstext sollte eine genaue 
Beschreibung, die Kosten und das 
Ziel des Vorhabens enthalten.
Am 9. August tagt der Ausschuss 
Haushalt, Finanzen und Bürgerbudget 
um 18:30 Uhr im Festsaal des Alten 
Rathauses und befindet, welche Ideen 
formal zur Abstimmung zugelassen 
werden. Im Vorfeld nimmt die Ver-
waltung Stellung zur Umsetzbarkeit 
der Vorschläge. Insbesondere die Vor-
schlagseinreicher sind eingeladen, an 
diesem Tag mit dabei zu sein, um ih-
ren Vorschlag zu erläutern bzw. offene 
Fragen zu beantworten.
Am Sonntag, dem 10. September, ver-
bunden mit dem Fürstenwalder Ernte-
fest und Open Streets in der Mühlen-
straße, kann in der Zeit von 11 bis 18 
Uhr jede Fürstenwalderin/jeder Fürs-
tenwalder über 14 Jahre an der Ab-
stimmung im Festsaal des Alten Rat-
hauses teilnehmen. Es zählen nur die 
direkt und persönlich vor Ort abgege-
benen Stimmen.
Zudem öffnet das Jagdschloss im 
Rahmen des Tages des offenen Denk-
mals seine Türen. Es werden Führun-
gen für Interessierte angeboten.
Alternativ besteht wieder die Mög-
lichkeit der Vorab-Abstimmung, 
wenn man am 10. September keine 
Zeit hat. 
• 29. August: 14-18 Uhr im Südclub 
mit Bürgermeistersprechstunde
• 30. August: 14-18 Uhr im Jugend-
club Nord mit Bürgermeistersprech-
stunde

Bürgerbudget 2024 –
Bis 30. Juni Vorschläge einreichen!

Ein Weg ist die regelmäßige Bürger-
meistersprechstunde.
Jeden zweiten Dienstag (in den unge-
raden Kalenderwochen), regulär zwi-
schen 14 und 18 Uhr (Änderungen 
vorbehalten).
Kommende Termine:
• 20. Juni: 14-18 Uhr – vertreten durch 
den Ersten Beigeordneten, Norbert 
Hein • 04. Juli: 14-18 Uhr • 18. Juli: 
14-18 Uhr • 02. August: 14-18 Uhr 
• 15. August: 14-18 Uhr – vertreten 
durch den Ersten Beigeordneten, Nor-

bert Hein • 29. August: 14-18 Uhr im 
Jugendclub Nord mit Vorab-Abstim-
mung fürs Bürgerbudget • 30. Au-
gust: 14-18 Uhr im Südclub mit Vor-
ab-Abstimmung fürs Bürgerbudget
Um längere Wartezeiten zu vermei-
den, wird darum gebeten, zuvor im 
Sekretariat unter (03361) 557 101 ei-
nen Termin zu vereinbaren.
Es ist auch immer möglich, dem Bür-
germeister direkt eine Mail zu schrei-
ben unter buergermeister@fuersten-
walde-spree.de

• 5. September: 14-18 Uhr im Foyer 
des Alten Rathauses
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Wenn ein Mensch den Menschen braucht, 
ist es gut zu wissen, wer derjenige ist.

JEGUST-HEISE-BESTATTUNGEN
Robert-Havemann-Str. 6 | 15517 Fürstenwalde

Email: jegust-bestattungen@gmx.de
www.bestattungen-jegust.de

Tel.: (03361) 491 68 99Tel.: (03361) 491 68 99

24 Stunden an 7 Tagen in der Woche erreichbar!

• Erd-, Feuer- und Seebestattung
• Stille bzw. anonyme Beisetzung
• Überführung im In- und Ausland
• Bestattungsvorsorge zu Lebzeiten
• Information, Beratung und Abschluss einer Vorsorgeversicherung
• Auf Wunsch unverbindlicher Hausbesuch!

Eine würdevolle Bestattung muss nicht teuer sein.
Vergleichen Sie vorher!

Der Kommunale Klimaschutz wird in 
diesem Jahr im Landkreis Oder-Spree 
mit gut 1,6 Mio. Euro gefördert
Mit dem Brandenburg-Paket erhal-
ten die Kommunen und Landkreise/
kreisfreien Städte nicht nur Kompen-
sationsmittel für gestiegene Energie-
kosten im Zuge des Angriffskrieges 
Russlands gegen die Ukraine und der 
dadurch ausgelösten Energiekrise. Das 
brandenburgische Umweltministerium 
stellt außerplanmäßig im Rahmen des 

„Transformations- und Klimaschutz-
pakets“ zusätzliche Finanzmittel zur 
Verfügung, um die Abhängigkeit der 
Kommunen von fossilen Brennstoffen 
zu reduzieren.
Der bündnisgrüne Landtagsabgeordne-
te Clemens Rostock:
„Mit den zusätzlichen Mitteln aus 
dem Brandenburg-Paket kann nun 
jede Kommune ganz ohne komplizier-
tes Antragsverfahren in die Umstel-
lung weg von der Abhängigkeit fossiler 

Brandenburg-Paket soll Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen verringern
Energien oder in Energiesparmaßnah-
men investieren“, freut sich Rostock. 
Das Volumen des Unterstützungspa-
kets für die Brandenburger Kommu-
nen ist mit 21 Mio. Euro in diesem Jahr 
und 20,5 Mio. Euro im Jahr 2024 be-
achtlich. Aus diesem Paket erhalten 
die Kommunen 70%, der Landkreis/
kreisfreie Stadt noch einmal 30% an 
Geldern. „Sogar Kommunen, die sich 
aufgrund von Verschuldung in der 
Haushaltssicherung befinden und sonst 
kaum in den Genuss von Förderpro-
grammen kommen, sind diesmal mit 
bedacht worden“, zeigt sich Rostock 
begeistert. Die Auszahlungsbeträge 
richten sich nach den Einwohnerzahlen 
zum Stichtag 30.11.2022.
In diesem Jahr erhält der Landkreis 
Oder-Spree gut 530.000,- Euro. Auf 
die einzelnen Kommunen des Land-
kreises entfallen noch einmal Zu-
weisungen in Höhe von gut 1 Milli-
on Euro. 
Clemens Rostock:
„Landtag und Landesregierung reagie-
ren damit auf die Herausforderungen, 
die sich aus dem Anstieg der Energie-
kosten und der Sorge um die Versor-
gungssicherheit gerade für die Kom-
munen ergeben haben. Jede Gemeinde 
kann sofort loslegen, denn die Gel-

der sollen bereits in dieser/in der kom-
menden Woche direkt an die Gemein-
den ausgezahlt werden. Einen Bescheid 
dazu verschickt das Amt für Statistik in 
den nächsten Tagen. 
Allein Eisenhüttenstadt erhält knapp 
140.000,- Euro.“ Mit der Billigkeits-
richtlinie, auf dessen Grundlage die 
Gelder nun ausgereicht werden, wur-
de ebenfalls eine Positivliste von Maß-
nahmen veröffentlicht, mit deren Hil-
fe die Kommunen sofort sehen, für 
was sie die Gelder ausgeben können. 
„Neben der Umstellung auf LED-Be-
leuchtung, dem Kauf und Einbau von 
Wärmepumpen, dem Kauf von Was-
serspararmaturen oder neuer intelli-
genter Heizungsthermostate, sind auch 
Planungsarbeiten für die Erstellung 
von Wärmenetzen oder einer Ladein-
frastruktur für Elektrofahrzeuge mög-
lich“, erläutert Rostock. Das stärke 
nicht zuletzt die finanzielle Eigenver-
antwortung der Kommunen, die auf 
dieser Grundlage selbst entscheiden 
können, welche Maßnahmen sie gerade 
am dringendsten benötigen. „Wir von 
Bündnis90/Die Grünen möchten des-
halb auch nach 2024 die Gelder für ef-
fektiven Klimaschutz im kommunalen 
Finanzausgleich dauerhaft verstetigen.“

Bündnis 90/Die Grünen
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Hoppegartener Str. 47 • 15366 Hoppegarten
Tel.: 03342 / 30 96 10 • E-Mail: info@amsico.de

AMSICO.de
Sicherheit von Alarm bis Zaun

Secvest Touch
Die beste Funk-Alarmanlage 
aller Zeiten von ABUS

Sind Ungereimtheiten der Hintergrund 
für die geplante Siedlung am Unsal?
Die Ökologisch-Demokratische Partei 
(ÖDP) lehnt das geplante Bauprojekt an 
der Straße „Unsal“ in Hangelsberg ab. 
ÖDP-Landesvorsitzender Thomas Löb: 
„Wir müssen sehr darauf achten, dass 
die Lebensqualität in Hangelsberg er-
halten bleibt. Wir sind für eine behutsa-
me Ortsentwicklung, mit der auch die 
Hangelsberger einverstanden sind.“
Schon jetzt ist die Landesstraße 38 
(L38) sehr stark von Verkehr belastet. 
Anwohner leiden unter Lärm und Luft-
verschmutzung. Oft kommen sie kaum 
über die Straße – insbesondere Kinder 
und Senioren sind gefährdet. Wenn nun 

800 bis 1.000 Menschen neu nach Han-
gelsberg ziehen, bedeutet das zusätz-
lich Autoverkehr. Der Verlust von 14 
Hektar Wald würde zudem die ökolo-
gische Wirkung des Waldes beschädi-
gen. Noch wirkt der Wald kühlend und 
luftreinigend. 
Je mehr Wald zerstört wird, desto we-
niger kann der Wald seine wertvollen 
Funktionen für Mensch und Natur er-
füllen.
Thomas Löb fragt: „Warum sollen hier 
mit der Brechstange auf einen Schlag so 
viele Anwohner hinzukommen? Wäre 
es nicht sinnvoller, kleine, neue Wohn-
gebiete in den Ortsteilen von Grünhei-
de und Umgebung behutsam zu entwi-

ÖDP: Für Lebensqualität in Hangelsberg

Wie schon in den Vorjahren ändert das 
Amt für Straßenverkehr und Ordnung 
des Landkreises Oder-Spree (Hegelstra-
ße 23 A in Fürstenwalde) im Zeitraum 
1. Juni bis 31. August jeweils dienstags 
und donnerstags seine Sprechzeiten auf 
07-16 Uhr. An den anderen Tagen gibt 
es keine Änderungen. Die Sprechzeiten 
ab dem 1. Juni 2023 im Überblick:
Montag: 09-12 Uhr, Dienstag: 07-16 
Uhr, Mittwoch: 09-12 Uhr, Donners-
tag: 07-16 Uhr, Freitag: 09-12 Uhr

Für die Bereiche Führerscheinstel-
le und Kfz-Zulassung ist eine vorheri-
ge Terminbuchung erforderlich. Dies 
ist online über den Link auf der Web-
seite des Landkreises Oder-Spree mög-
lich oder telefonisch unter (03361) 599-
3050. Wenn Termine nicht eingehalten 
werden können, wird um eine Stornie-
rung gebeten, damit diese Termine zeit-
nah anderen Bürgern zur Verfügung 
gestellt werden können.

Landkreis Oder-Spree

Veränderte Sprechzeiten des Amtes 
für Straßenverkehr und Ordnung

Musik kann der Mensch lernen. Ob eher 
autodidakt oder angeleitet durch den ak-
tiven Besuch einer Musikschule. Um 
letzteres geht es am Donnerstag, den 
15.06.2023 im Parkclub. Zum Vorspiel 
im Bereich „Popularmusik“ präsentie-
ren sich Musiker. Auch mit dabei sind 
die Golden Voices, aber auch die Gitar-
renband der Musikschule und die Nach-
wuchs-Big-Band.
Zusätzlich können natürlich auch die 
Mitarbeitenden der Musikschule Oder-
Spree „Jutta Schlegel“ auf alle Fragen 
rund um die Musik und das Vorspiel 
antworten.
Und ja, Popularmusik klingt sperrig, ist 
sie aber nicht. Schließlich orientiert sich 

der Name an populärer Musik, also der 
Musik des Alltages, des täglichen Ge-
brauchs und der Unterhaltung. Ernst-
haft begann dieses Genre in den 1920er 
Jahren zu wachsen und erinnert dann 
sofort an Tanzmusik, an Swing und spä-
ter an den Rock’n’Roll und damit auch 
an die Rockmusik. Wer sich jetzt noch 
nicht ausreichend orientiert fühlt, über-
zeugt sich am besten selbst und kommt 
im Parkclub vorbei.
Donnerstag, 15.06.2023, 
Einlass: 18 Uhr, Beginn: 19 Uhr
Parkclub Fürstenwalde, Dr.-Wilhelm-
Külz-Str. 10A, 15517 Fürstenwalde
Weitere Infos unter www.parkclub.info
Eintritt frei

Vorspiel im Bereich „Popularmusik“

ckeln? Mensch und Natur müssen an 1. 
Stelle stehen!“
Der Landesvorsitzende fragt weiter: 
„Kann es sein, dass im Hintergrund 
ganz andere Interessen wirken als die 
Ortsentwicklung?“ Der hauptamtliche 
Bürgermeister von Grünheide, Arne 
Christiani, wird so bezahlt, wie es für 
Gemeinden bis 10.000 Einwohner ge-
setzlich festgelegt ist (Besoldungsgrup-
pe A 15). Aktuell hat Grünheide ca. 
9.000 Einwohner. Sollte Grünheide auf 
über 10.000 Einwohner kommen, er-
reicht der Bürgermeister ein höheres 
Gehalt. Spielt das eine Rolle?
Thomas Löb: „Ich verlange von Bür-

germeister und Gemeindevertretung 
absolute Transparenz und Ehrlichkeit. 
Zwei Mal hat sich der Ortsbeirat Han-
gelsberg mehrheitlich gegen eine Be-
bauung ausgesprochen. Dass die Ge-
meinde dennoch bauen lassen will, ist 
Nährboden für Spekulationen. Legen 
Sie die Karten auf den Tisch!“
Übrigens: zur Kommunalwahl 2024 
plant die ÖDP ihre Teilnahme in meh-
reren Orten – auch in Grünheide. Wer 
an einer Mitarbeit oder Kandidatur in-
teressiert ist (auch parteilos möglich) 
schreibe bitte an thomas.loeb@oedp.de

Ökologisch-Demokratische Partei
Kreisverband Oder-Spree
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Wir kaufen
Wohnmobile + Wohnwagen

03944-36160
www.wm-aw.de FA

An- & Verkauf

Kleinanzeigen

Verk. Boot Lotos m. Getr. mit Bootsan-
hänger. Preis: 3500,- € 
Tel.:0179/129 48 33 

Wir bieten an: Automatische Gartenbe-
wässerung, Gartenbeleuchtung – Rasen 
vertikutieren – Pfl asterstein reinigen und 
imprägnieren – Dach- und Fassadenreini-
gung – Garten begradigen und Rasen säen 
– Bodenfräsarbeiten – Installation von 
Wärmepumpen
Kontakt: +48 663 782 412
E-mail:kontakt@greenhome.net.pl

Dienstleistungen

Wir stellen Ihre Beilagen 
(ab 1.000 Ex.) zuverlässig 

und zielgenau zu. 

Rufen Sie uns an:
03361 - 57179

Beilagenhinweis:

Der abgebildete Prospekt 
wurde der kompletten Auflage 

dieser Ausgabe der FW 
beigelegt. 

Wir bitten freundlich 
um Beachtung.

Kontrafunk

Vor zehn Jahren beschloss das Ehe-
paar Silvana und Tobias Lundie einen 
berufl ichen Neuanfang zu wagen. In 
Alt Stahnsdorf, Ortsteil Storkow grün-
deten sie ein Bestattungsinstitut, um 
trauernden Angehörigen, die einen 
schweren Verlust erleiden mussten, 
mit empathischer Hingabe bei den un-
terschiedlichsten, notwendigen Wegen 
zur Seite zu stehen. Bereits im vorhe-
rigen berufl ichen Werdegang hatte die 
junge Unternehmerin mit leidgeprüften 
Menschen Erfahrung gesammelt.
Bei einer Bestattung gilt es viele For-
malitäten zu beachten und zu tätigen. 
Jede Bestattung erfolgt nur einmal, ist 
nicht wiederholbar. Um im Nachhinein 
Fehler zu vermeiden sollten Hinterblie-
bene sich Angebote einholen. Oft wer-
den nur pauschale Kosten vereinbart, 
dabei fallen unterschiedlichste Dienst-
leistungen wie Friedhof-, Kremations-, 
Bestatter- oder Kühlkosten, um nur ei-
nige Beispiele zu benennen je nach Be-
darf an. In der Regel wird ein Redner 
gewünscht, Floristikdienstleistungen 
und Steinmetzarbeiten gehören eben-
falls dazu. Für all diese Bereiche hat  
das Unternehmen Lundie verlässliche 
Partner an ihrer Seite. Termine müssen 
abgestimmt werden und das Wichtigste 
für das junge Unternehmerpaar, jeder 
Verstorbene hat seine eigene Vergan-
genheit. Die individuelle Persönlich-
keit sollte auch bei der Trauerfeier auf 
Wunsch der Verbliebenen besonders 
hervorgehoben werden. Was zeichnete 
den verstorbenen Menschen aus, wie 

verlief sein Leben oder welche Erwar-
tungen hatte die Person selbst an das 
nun beendete Leben, um nur wenige 
Beispiele zu nennen, die in der Trauer-
rede vor Antritt der letzten Reise unbe-
dingt Berücksichtigung fi nden sollten. 
Aus diesem Grund wird den Gesprä-
chen mit den Hinterbliebenen besonde-
res Augenmerk geschenkt. Wenn eine 
geliebte Person verstirbt, können viele 
Menschen mit der plötzlich auf sie ein-
wirkenden Situation nicht umgehen, sie 
fühlen sich überfordert.
Jede Bestattung ist von Beginn an et-
was Besonderes, sei es unter Berück-
sichtigung der Verfassung und Vorstel-
lung der Hinterbliebenen hinsichtlich 
der Trauerfeier und Beisetzung selbst, 
oder auch die zu erfüllenden Wünsche 
des verstorbenen Menschen.
All dies gilt es für einen Bestatter zu 
beachten und dem stellt sich das Bestat-
tungshaus Lundie mit Leib und Seele, 
voller Hingabe im Interesse der Hinter-
bliebenen.
Das Bestattungshaus stellt sich der Her-
ausforderung jede Bestattung als etwas 
Besonderes anzusehen um somit bei 
den Angehörigen die bleibende Erinne-
rung einer würdevollen Beisetzung zu 
hinterlassen. Spezialisiert hat sich das 
Unternehmen auf Jugendbestattungen 
und die Bestattung von Unfallopfern 
sowie auf der Arbeit mit hinterbliebe-
nen Kindern.
Telefonisch können Sie uns unter der 
Rufnummer 033678 40903 zu jeder 
Zeit erreichen.

Bestattungshaus Lundie
Alt Stahnsdorf 28   www.bestattungshaus-lundie.de
15859 Storkow    E-mail: info@bestattungshaus-lundie.de
Telefon: 033678 40903   Fax: 033678 40898

Bestattungshaus Lundie 
– ein Institut des Vertrauens

– zehn Jahre zufriedene Kunden
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Schon am Dienstag online lesen!Schon am Dienstag online lesen!
www.hauke-verlag.dewww.hauke-verlag.de

Das im September 2022 ins Wasser 
gefallene Konzert wird jetzt nachge-
holt. (Bereits erworbene Karten für 
2022 haben Gültigkeit)  
Die Seilschaft ist zurück! Sie waren 
mehr als ein Jahrzehnt regelmäßig zu 
Gast in Fürstenwalde.
Die legendäre Band von Gundermann 
schlägt ein neues Kapitel in ihrer Ge-
schichte auf, ohne das zu verspie-
len, was sie ausmacht. Viele haben 

erst durch den preisgekrönten Kino-
film „GUNDERMANN“ (2018) von 
der Seilschaft erfahren, doch zahllose 
Fans folgen der Band schon treu seit 
Jahrzehnten. 
Diese Band trägt nicht nur das Erbe 
des geachteten und auch umstritte-
nen Singer/Songwriters weiter, wie 
die LIVE-DVD von 2020 beweist, sie 
legt nun endlich auch ihr langersehn-
tes Studioalbum vor – sozusagen ihr 

Debüt.
Mit „Dein Paket“ als kraftvollem 
Neustart, gelingt es der Seilschaft, 
ihrer langen Geschichte nun ein wei-
teres Kapitel hinzuzufügen.
Auch live ist die Band immer ein Er-
lebnis, ein Hörgenuss und ein Kraft-
paket. Sowohl mit den neuen Songs, 
als auch mit den traditionellen Gun-
dermann-Liedern die keiner so kraft-
voll und authentisch präsentiert.

Wir sehen uns zahlreich vor/hinter/
und auf der Bühne.
Sonnabend, 17.06.2023, 19.00 Uhr 
OPEN AIR, Informationen in der 
Kulturfabrik (03361-22 88), Ticket-
vorverkauf unter „reservix-dein ti-
cketportal“, Fürstenwalde Touristin-
formation (03361-76 06 00) oder unter 
www.kulturfabrik-fuerstenwalde.de
VVK: 22,82 € zzgl. VVK-Gebühren/
AK: 29,00 €

Fürstenwalde: Die Seilschaft ist zurück!

Extra für die beliebte Veranstaltungs-
reihe des Sommertheaters wird das 
unterhaltsame Theaterstück von den 
Theaterleuten aus Schwedt ein weite-
res Mal in Fürstenwalde aufgeführt, 
diesmal eingerichtet für die Freilicht-
Bühne vor dem Museum. 
„In erster Linie rate ich dazu, weiter 
zu trinken.“  Helena ist Scheidungsan-
wältin, eine sehr gute sogar. Sie selbst 
ist aber mit dem Konzept ‚Glück in der 
Liebe‘ nicht weit gekommen – viel-

leicht Berufsrisiko. In einer Bar lernt 
sie den attraktiven Bob kennen. Bob 
ist Kleinkrimineller. Ein paar Ge-
tränke später stürzen sich beide in ei-
nen spontanen One-Night-Stand. Ende 
der Geschichte! Oder? Schon am kom-
menden Tag stehen sich Helena und 
Bob wieder gegenüber: Sie in einem 
ramponierten Brautjungfernkleid, er 
mit 15.000 Pfund in der Tasche – Die-
besgut natürlich. Was soll jetzt gesche-
hen? Die große Liebesgeschichte? Die 

Komödie mit Musik? Der kurzweilige 
Krimi? Lassen Sie sich überraschen! 
Dieses schottische Mitsommer-Stück 
entführt Sie in eine magische, schräge 
Welt aus Zufällen, Musik und der nöti-
gen Prise Glück. Vor der Kulisse Edin-
burghs verlieren und finden sich Träu-
me und Sehnsüchte. Stürzen Sie sich 
schwungvoll mit Helena und Bob in 
einen heiteren Abend, der Sie weiter-
tragen wird, als Sie vermuten.
Sommer Theater Open Air, Gastspiel 

UCKERMÄRKISCHE BÜHNEN 
SCHWEDT: „Eine Sommernacht“ 
Ein Stück mit Musik, Sonnabend, 
10.06.2023, 19.00 Uhr
Informationen in der Kulturfabrik 
(03361-22 88), Ticketvorverkauf unter 
„reservix-dein ticketportal“, Fürsten-
walde Touristinformation (03361-76 
06 00) oder unter www.kulturfabrik-
fuerstenwalde.de
VVK: 16,75 € zzgl. VVK-Gebühren/
AK: 20,00 €

Sommertheater: „Eine Sommernacht“
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Seit nunmehr über 30 Jahren ist 
in der Region und darüber hin-
aus, der Name „Fahrrad-Füchse“ 
zu einem Begriff geworden. 
Das heißt konkret „Kompetenz, 
Service, Kundenfreundlich-
keit und große Auswahl“, um 
nur einige Beispiele zu benen-
nen, die grundlegend mit dazu 
beigetragen haben, dass sich 
das Eigentümer geführte Fami-
lienunternehmen 
zum größten Fahr-
radhändler in der 
Region entwickelt 
hat. „Die Kunden 
haben Vertrauen in 
unsere Arbeit und 
wissen auch unsere 
Kaufmannsehre zu 
schätzen“, so Toch-
ter Jennifer Schos-
tag, die Vater Mario 
seit einigen Jahren 
bereits erfolgreich 
unterstützt.
Der gelernte Elekt-
ronikfacharbeiter Mario Schos-
tag eröff nete im Juli 1993 zusam-
men mit einem Geschäftspartner 
das erste Fahrradfachgeschäft 
in Fürstenwalde. Auf Grund 
baulicher Veränderungen in 
Fürstenwalde mussten jedoch 
einige Umzüge von den beiden 
Jungunternehmern in Kauf ge-
nommen werden. Seit 1997 wur-
de das Unternehmen unter dem 
Namen „Die Fahrrad Füchse“ 
geführt, welches Mario Schostag 
dann ab Ende des Jahres in allei-

niger Verantwortung übernahm. 
Der heutige Standort in der 
Juri-Gagarin-Straße, gegenüber 
vom Schwapp, wurde im Januar 
2000 bezogen. Alsbald stellte 
sich heraus, dass die Verkaufs-
fläche den Ansprüchen nicht 
mehr gerecht wurde und sich ein 
Anbau als notwendig erwies. So 
blieb es nicht aus, dass  Inhaber 
Mario ab 2011 einen Mechaniker 

einstellen musste. Nick Zickert 
repariert auch heute noch die 
Fahrräder in der Juri-Gagarin-
Straße zur vollsten Zufriedenheit 
der Kunden. Kleine Reparaturen 
werden natürlich sofort erledigt, 
versichert der versierte Spezialist.
Die Fahrrad Branche hat sich 
in den letzten Jahren enorm 
entwickelt. Das sogenannte Pe-
delec, das E-Bike hat den Markt 
erobert. Nach längerer Recherche 
konnte 2019 in der Ehrenfried-
Jopp-Straße auf dem Gelände des 

ehemaligen Dänischen Betten-
lager und Wohnwelt Möbel ein 
zweites Geschäft, ausschließlich 
auf das E-Bike ausgerichtet, 
inklusive Werkstatt eröff net wer-
den. Der Bedarf an herkömmli-
chen Fahrrädern ist ungebrochen 
und die Beliebtheit des Pedelec 
nimmt stetig zu. Nicht zuletzt 
wegen der überaus interessanten 
Finanzierungsmöglichkeiten, 

wie zum Beispiel 
Leasing und auch 
auf Grund der un-
terschiedlichsten 
Einsatzvarianten. 
Die Fahrrad Füchse 
fi nden für fast jeden 
Geschmack und für 
jede Altersgruppe 
das passende Ge-
fährt.
Für 2024 ist bereits 
der nächste Schritt 
geplant, pünktlich 
zum Saisonauftakt 
soll ein neues, 1000 

Quadratmeter umfassendes Ge-
schäftsgebäude eröff net werden. 
Ein schönes, helles Gebäude mit 
ansprechender Glasfront, direkt 
hinter dem Autozentrum Nord, 
an der Rawitscher Straße, mit 
Werkstatt und eigener Testfahr-
strecke. Bis dahin steht jedoch 
das Team der Fahrrad Füchse 
den potenziellen Kunden und 
Interessierten mit „Rad“ und Tat 
zu den bekannten Öff nungszeiten 
in den beiden Geschäften zur 
Verfügung.

Das Leben ist bunt: Mario Schostag 
präsentiert die beliebten Kompakträder 
der Marken QiO und i:SY

Lastenrad mal anders: Mario Schostag transportiert seine 
Tochter Jennifer auf dem Modell‚Multicharger‘ mit dem da-
für zugelassenen Gepäckträger (Marke: Riese & Müller)

e-Bike Shop
E.-Jopp-Str. 16 | Tel. 03361 3148824
geö� net: Mo-Fr 14-18 Uhr | Sa 9-12 Uhr

Bike Shop
J.-Gagarin-Str. 24 | Tel. 03361 308349
geö� net: Mo-Fr 9-18 Uhr | Sa 9-12 Uhr
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ronikfacharbeiter Mario Schos- einstellen musste. Nick Zickert Quadratmeter umfassendes Ge-

Gudereit 7.0
Ausstattung: 7-Gang Nabenschaltung 
mit Rücktritt,
UVP: 699 €

Jetzt:

549 €

2x in Fürstenwalde

 Mario Schostag 
präsentiert die beliebten Kompakträder 

geö� net: Mo-Fr 14-18 Uhr | Sa 9-12 Uhr
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30 JAHRE KOMPETENZ in Sachen Fahrrad

Vögel sind echte Sympathieträger. Für vie-
le Menschen gehört das Beobachten der 
gefi ederten Welt zum perfekten Naturer-
lebnis dazu. Umso verwunderlicher ist es, 
dass kaum eine Urlaubsregion dieses Po-
tenzial hebt und Vogelbeobachtungen in 
die touristische Angebotsstruktur auf-
nimmt. Der Tourismusverband Seenland 
Oder-Spree übernimmt gemeinsam mit 
der LEADER-Region Märkische Seen nun 
eine Vorreiterrolle und entwickelt gemein-
sam mit Akteuren aus Tourismus, For-
schung und Naturschutz Angebote, die die 
Vogelwelt der Region in den Fokus rücken 
und sie für Gäste als auch Einheimische er-
lebbar machen. Das Seenland Oder-Spree 
bietet zu jeder Jahreszeit beeindrucken-
de Naturerlebnisse. Im Winter lassen sich 
auf den zahlreichen Seen tausende Was-
servögel nieder, im Frühling ertönt Ge-
sang aus nahezu jedem Gehölz, im Som-
mer lassen sich die Elternvögel mit ihren 
Jungen beobachten und im Herbst beein-

drucken die Kraniche. In den sieben aus-
gewiesenen Beobachtungsgebieten: an den 
Altfriedländer Teichen, in der Märkischen 
Schweiz, bei Mönchwinkel an der Spree, 
sowie am Scharmützelsee und Storkower 
See, an der Groß Schauener Seenkette, in 
der Reicherskreuzer Heide und den Zilten-
dorfer Niederungen gibt es zahlreiche Vö-
gel zu hören und zu sehen. Teilweise ist 
dort bereits eine Infrastruktur vorhanden. 
Von Aussichtstürmen oder Stegen hat der 
Beobachter mithilfe eines Fernglases freie 
Sicht auf die gefi ederten Gesellen.
Neben den typischen Aktivitäten wie Rad-
fahren, Wandern oder Kanufahren soll die 
Vogelbeobachtung zukünftig ebenfalls ei-
nen Reiseanlass in die größte und wasser-
reichste Reiseregion Brandenburgs bieten 
und Wertschöpfung ins Seenland Oder-
Spree bringen.
„Ein nachhaltiges Naturerlebnis zu schaf-
fen und den slow tourism weiter auszu-
bauen, sind die wichtigsten Bausteine 

BIRDWATCHING im Seenland Oder-Spree
des touristischen Angebotes im Seenland 
Oder-Spree. Da lohnt es sich, Vogelbeob-
achtungen zu integrieren und die Poten-
ziale touristisch auszuschöpfen. Natürlich 
stets unter Einhaltung des Arten- und Na-
turschutzes.“ So Ellen Rußig, Geschäfts-
führerin des Tourismusverbandes Seen-
land Oder-Spree.

Zahlreiche Informationen zu den verschie-
denen Beobachtungsgebieten, Vogelar-
ten und saisonalen Highlights fi ndet man 
auf der Internetseite des Tourismusver-
band Seenland Oder-Spree. (www.seen-
land-oderspree.de/seenland-erleben/bird-
watching)

Seenland Oder-Spree e.V.



Es wird Zeit 
für den Wandel!

Wer sich als Arbeitgeber in Zeiten wie 
diesen wundert, dass er keine kompe-
tenten Arbeitnehmer findet, sollte ganz 
dringend darüber nachdenken, warum 
das so ist und zwar zu allererst immer 
bei sich selbst.
Meine letzten Arbeitgeber sind nicht 
ohne Grund meine letzten Arbeitgeber, 
denn auch da habe ich es viel jammern 
und klagen hören: „Es gibt einfach kei-
ne kompetenten Arbeitskräfte mehr.“
Und da kommen wir zum großen Prob-
lem, das wir derzeit haben. Denn aus ei-
genen Erfahrungen, weiß ich, dass mei-
ne letzten Arbeitgeber mich gar nicht 
kennen, denn vernünftige Kommunika-
tion und Respekt und Begegnungen auf
Augenhöhe fanden schlichtweg einfach 
nicht statt. Und ich rede hier von der 
freien Marktwirtschaft, von der dieses 
Land lebt und finanziert wird.
Zudem kommt die Zahlungsmoral, die 
in diesen Zeiten einfach unterirdisch ist.
Dass dieses Thema weitläufiger zu be-
trachten ist, möchte ich hier nur kurz 
erwähnen. Wissen ist eine Holschuld...
Als gelernte Kauffrau für Bürokommu-
nikation mit über 20 Jahren Berufser-
fahrung habe ich nicht nur speziell in 
den letzten fünf Jahren Unterirdisches 
erlebt, sondern stelle seit mindestens 
15 Jahren fest, dass die Menschlichkeit, 
das Miteinander, Geduld und Begeg-
nungen auf Augenhöhe komplett verlo-
ren gegangen sind.
Als Steuerzahler und belesener Mensch 
bin nicht nur ich auf den Gedanken ge-
kommen, diesen Umgang mit mir, dem 
Arbeitnehmer nicht mehr zu dulden. 
Auch der Umgang in den hiesigen Äm-
tern ist nicht besser.
Wir sollten unbedingt wieder lernen, 
was es heißt, zuzuhören und zu verste-
hen.
Denn mir ist durchaus bewusst, dass 
ich nicht nur das Arbeitsamt / Jobcenter 
mit meinen Steuern finanziere, sondern 
jeden einzelnen Arbeitsplatz dort. Und 
was dort intern alles passiert oder eben 
nicht passiert, ist genauso unterirdisch. 
Es wird Zeit! Zeit für den Wandel und 
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neue Wege, ohne das Rad neu erfinden
zu müssen.
So viele haben verlernt, dass hinter 
jeden Einzelnen ein Schicksal steckt, 
somit ist der Respekt leider komplett 
flöten gegangen. Und wir wissen, dass 
es in den Wald raus schallt, wie es rein 
schallt. Es gibt so viel Potential in die-
sem Land, das sollte neu entdeckt und 
genutzt werden. Zu allererst gilt es da-
her, genau das zu erkennen, sich Ein-
geständnisse zu machen und vor allem 
sich seine eigenen Fehler einzugeste-
hen.
Die Fehler, die hier ganz offensichtlich 
geschehen, vor unser aller Augen, wer-
den nach wie vor gekonnt ignoriert und 
übergangen. Spricht man sie an, heißt 
es: „Ja, aber die Vorschriften…“ Man 
spielt hier mit Leben und Schicksalen. 
Und da sind wir wieder am Anfang: 
Kommunikation, Zuhören, Miteinan-
der. Funktioniert leider nicht mehr nur 
in Firmen nicht, sondern eben überall.
Kommen wir ins Handeln und zurück 
zur Menschlichkeit, denn damit errei-
chen wir definitiv mehr. Raus aus dem 
Koma, raus aus diesen desaströsen 
Zuständen und ab nach vorne. Denn 
Nichts ist stetiger als die Veränderung.
Somit zeige ich nicht nur Probleme auf, 
sondern biete auch gleich eine Lösung:
Menschen, denen die Menschlichkeit 
fehlt, finden auf meiner Homepage si-
cher auch ihre Wege.
Was wir brauchen, ist einen friedliche-
ren und zufriedenen Weg, um wieder 
positiv zu sein. So viele Gespräche 
habe ich geführt und mich mit so vielen 
Menschen getroffen, all jenen ist aufge-
fallen, dass es ganz viel Unzufrieden-
heit gibt. Und da sollte sich doch auch 
ein Weg finden. Und der beginnt immer 
zuerst bei sich selbst. Bianka Friebel

Wenn das keine 
Fragen aufwirft

Da die „Pandemie“ trotz ihrer „Beendi-
gung“ in ihrer Gesamtheit der Gier und 
der Willkür politischer Machtausübung 
geschuldet waren, noch immer in un-
seren Köpfen wabert, auch geschuldet 
unterschiedlicher durchgemachter Er-

Leserkarikatur von Siegfried Biener

lebnisse, in Verbindung mit Bevormun-
dungen, Einschränkungen, Beleidigun-
gen und dergleichen mehr, sollte es uns 
doch nun eine dringende Pflicht sein, 
die richtigen Lehren daraus zu ziehen, 
um nicht irgendwann später gleichen 
Schritts, genauso „geistig und mora-
lisch nackt“ in die nächste gleichgearte-
te Katastrophe zu marschieren!
Denn bei einer richtigen Pandemie, wie 
Ebola zum Beispiel, da wären wir doch 
alle elendig verreckt!
Denn hierbei ging es doch in erster Li-
nie nur ums große Abzocken, dem wir 
ja auch heute noch ausgeliefert sind! 
Was sich irgendwann auch ganz dras-
tisch rächen wird! 
Wie unsere „großartige EU“ – und 
Deutschland voran (nach uns die Sint-
flut) – am Hamstern waren und Bi-
oNTech und Moderna den Preis ihrer 
Impfstoffe inmitten der Pandemie (!) 
um gigantische 50% erhöhten (!) und 
ihrer Gier geschuldet, nicht dazu bereit 
waren, ihr Wissen mit der afrikanischen 
Welt zu teilen (!), dass sollte uns doch 
eigentlich auch das Fürchten lehren!
Wobei es in dem Zusammenhang aber 
dennoch eine Interessantheit zu erfor-
schen gilt. Denn der unerwartete (?) 
Geldsegen der gesetzlichen Rentenver-
sicherung zum Ende des Jahres 2022! 
Die vorher von einem Defizit von 6,5 
Milliarden Euro ausgegangen war, nun 
aber (28.12.2022) ein Überschuss von 
2,1 Milliarden Euro verkünden durfte. 
Auch bedingt durch eine höhere Sterb-
lichkeit durch die Corona-Pandemie! 
(?) Da wird sich die Rentenversiche-
rung bestimmt auch sehr darüber ge-
freut haben! Da ihnen der frühzeitige 
„Rentner*innen-Tod“, also ein großes 
Plus bescherte! Na wenn das keine Fra-
gen aufwirft. 
Und so wie ich mir selbst und all denen, 
die durch die „Pandemie“ noch ärmer 
geworden sind, mein Beileid für unsere 
scheiß Ehrlichkeit aussprechen möchte, 
möchte ich auch die beglückwünschen, 
die durch Lug und Trug zu Reichtum 
gekommen sind! Und das meine ich 
ganz ernst! Moral ist eben der Deut-
schen höchstes Gut! Was schon immer 
so war, so ist und auch in Ewigkeit so 
bleiben wird! Amen! B. Ringk

Selbstbedienung 
beim RBB beenden!

Die Strukturen im skandalgeplagten 
RBB müssen dringend reformiert wer-
den. Hierfür unterbreiteten die Landes-
rechnungshöfe von Brandenburg und 
Berlin zahlreiche Vorschläge. Diese er-
weisen sich als Wasser auf die Mühlen 
der Reformforderungen von BVB/Freie 
Wähler. „Die Landesrechnungshöfe lie-
fern Lösungen für viele der Fehler, die 
der Landtag im Hauptausschuss und 
Untersuchungsausschuss festgestellt 
hat. Wir fordern, dass die Vorschläge 
im neuen Staatsvertrag umgesetzt wer-
den“, so Péter Vida, Fraktionsvorsitzen-
der von BVB/Freie Wähler.
Auch Staatssekretär Grimm hatte im 
Ausschuss mehrfach erläutert, dass 
die Rechtsaufsicht der Staatskanzlei 
es nicht als ihre Pflicht angesehen hat, 
an den Sitzungen von Rundfunkrat und 
Verwaltungsrat teilzunehmen. Sowohl 
der Parlamentarische Beratungsdienst 
als auch der Sachverständige Prof. Dr. 
Degenhart erklärten jedoch, dass die 
Teilnahme an den Sitzungen für die 
Rechtsaufsicht eine notwendige Infor-
mationsquelle und Informationspflicht 

ist. Prof. Dr. Degenhart meinte in der 
Anhörung im Untersuchungsausschuss 
sogar wörtlich: „Abwarten ist keine 
Rechtsaufsicht.“ Péter Vida fasst die 
bisherige Situation kurz zusammen: 
„Der Rechtsaufsicht in der Staatskanz-
lei war bisher offensichtlich nicht ein-
mal klar, welche Aufgaben sie hat. Die 
Grimm’schen Märchen verfangen nicht 
mehr.“
Die Rechnungshöfe schlagen nun vor, 
die Teilnahme an den Sitzungen von 
Rundfunkrat und Verwaltungsrat un-
missverständlich als Arbeitsaufgabe 
festzuschreiben. Péter Vida hierzu: „Al-
les, was der Staatskanzlei klarmacht, 
wie sie ihre Kontrollpflicht gegenüber 
dem RBB wahrzunehmen hat, hilft den 
Beitragszahlern. Denn wenn sie zu-
künftig korrekt arbeiten würde, könnte 
sie Missbrauch von öffentlichen Gel-
dern verhindern.“
Auch die weiteren Vorschläge der Lan-
desrechnungshöfe stoßen auf Vidas 
Zustimmung: „Die Festlegung von 
Vergütungsobergrenzen ist überfällig. 
Nur so wird sichergestellt, dass die 
Selbstbedienung in der RBB-Spitze 
aufhört. Dieser Vorschlag der Landes-
rechnungshöfe ist nicht nur sinnvoll, 
sondern schützt das Portemonnaie der 
Rundfunkgebührenzahler vor weiteren 
Übergriffen.“
BVB/Freie Wähler hatte bereits mehr-
fach vorgeschlagen und auch im Land-
tag beantragt, dass die Gehälter im RBB 
auf das Niveau des öffentlichen Diens-
tes begrenzt werden. Zudem braucht es 
einen Publikumsrat als unmittelbares 
Kontrollgremium durch die Beitrags-
zahler. Leider hat die Vergangenheit 
gezeigt, dass selbst allgemeingültige 
Regelungen beim RBB nicht beach-
tet wurden, etwa die Verpflichtung zur 
Ausschreibung aller Stellen. Daher 
ist eine ausdrückliche Regelung im 
Staatsvertrag nicht nur wünschenswert, 
sondern auch erforderlich. Die BVB / 
FREIE WÄHLER Fraktion unterstützt 
die vorgeschlagenen Änderungen des 
Staatsvertrages ausdrücklich. Abwar-
ten, Aussitzen und Ignorieren ist hier 
keine Option.“ BVB/Freie Wähler 
 Fraktion im Landtag Brandenburg

Strafanzeige gegen 
MP Woidke

Die Landtagsabgeordneten der AfD-
Fraktion Dr. Christoph Berndt, Lars 
Hünich und Lars Günther haben am 
23. Mai 2023 Strafanzeige gegen den 
Ministerpräsidenten des Landes Bran-
denburg, Dr. Dietmar Woidke, wegen 
Falschaussage gemäß § 153 StGB er-
stattet.
Was ist geschehen? Bei einem Bürger-
dialog der Landesregierung am 16. Mai 
2023 hat Woidke von einer Minister-
präsidentenkonferenz berichtet, die am 
12. März 2020 stattfand. Auf diesem 
Treffen sollen die Ministerpräsidenten 
nach Gesprächen mit den Experten Dr. 
Wieler und Dr. Drosten zu dem Schluss 
gelangt sein, der Lockdown sei notwen-
dig, so Woidke auf dem Bürgerdialog in 
Falkensee.
Bei seiner Vernehmung als Zeuge vor 
dem Untersuchungsausschuss 7/1 des 
Landtages Brandenburg – dem soge-
nannten Corona-Untersuchungsaus-
schuss – hatte der Ministerpräsident im 
Jahr 2021 hingegen ausgesagt, es seien 
die „Bilder von Bergamo“ gewesen, 
die die Landesregierung dazu gebracht 
hätten, den Corona-Lockdown anzu-
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Lars Hünich, Obmann im Corona-
Untersuchungsausschuss kommentiert: 
„Dietmar Woidke hat entweder den 
parlamentarischen Untersuchungsaus-
schuss oder die Brandenburger beim 
Bürgerdialog belogen. Nach fast drei 
Jahren Aufklärungsarbeit in den Coro-
na-Untersuchungsausschüssen wissen 
wir inzwischen, die Regierung hat ihre 
Unfähigkeit hinter Halb- und Unwahr-
heiten versteckt“.  AfD-Fraktion 
 im Landtag Brandenburg

An den Vorstand von 
Axel Springer

Sehr geehrter Herr Dr. Döpfner!
Im Radio und in den Zeitungen wurden 
Sie zitiert: „Die Ossis sind entweder 
Kommunisten oder Faschisten. Dazwi-
schen tun sie es nicht. Eklig.“ 
Wir teilen Ihnen mit, dass wir, die Un-
terzeichner dieses Briefes, Ostdeutsche 
sind, die Sie als ein Kollektiv von unge-
fähr 18 Millionen Menschen in ungeheu-
erlicher Art herabwürdigen. Wir werten 
Ihre Zuschreibungen als tiefe Beleidi-
gungen und Demütigungen, außerdem 
als volksverhetzende Aussagen, die zur 
Spaltung der deutschen Gesellschaft 
beitragen. Ihre entwertenden Zuschrei-
bungen treffen uns persönlich tief und 
dringen quälend in unsere Privat- und 
Arbeitssphäre ein. Ihre Äußerungen in-
sinuieren, dass wir keine Demokraten 
sind, sondern extreme Ideologien vertre-
ten. Wir wissen, dass der Kommunismus 
die Vergesellschaftung der Produktions-
mittel beinhaltet, dass es nur Kleinst-
Privateigentum gibt und eine radikale 
Umgestaltung der Gesellschaft bedeutet.
Wir halten die im Grundgesetz veranker-
te Wirtschafts- Sozial- und Rechtsord-
nung für ein hohes Gut.
Ihre Unterstellung, der Faschismus-
anhängigkeit ist für uns zutiefst men-
schenverachtend und eine brutale 
Verleumdung, die Sie uns gegenüber 
vornehmen. Seit wir denken können, ist 
es unsere Überzeugung, dass nie wieder 
die deutsche Großmannssucht wie 1933 
– 1945 die Welt ins Elend stürzen darf. 
Lassen Sie sich sagen, dass wir bereits 
als Grundschüler, in der Ex-DDR eine 
zutiefst antifaschistische Erziehung ge-
nossen. Schülerbesuche in KZ-Gedenk-
stätten wie Sachsenhausen sind nicht nur 
uns, sondern Generationen von Schülern 
erinnerlich und prägend.
Wir wurden im Sinne von Völkerfreund-
schaft und der Überzeugung, dass jeder 
Mensch eine Würde besitzt, erzogen. 
Die humanistischen Gedanken eines Al-
bert Schweitzer, die Kriegsgeschichten 
eines Remarque lasen wir als Oberschü-
ler mit dem Bewusstsein, dass sich nie 
wieder ein faschistisches Gedankengut 
breit machen darf.
Wir sind Zeitzeugen eines untergegan-
genen Staates mit einem anderen Wirt-
schafts- und Sozialsystem und kennen 
die Planwirtschaft ebenso wie die Wirt-
schaft in der jetzigen Bundesrepublik 
Deutschland. Wir erlebten zwei Wäh-
rungsumstellungen mit den sich daraus 
ergebenen Folgen. In diesem Zusam-
menhang benennen wir zwei Fakten, die 
sich repräsentativ mit Blick auf ostdeut-
sche Identität und Wissen aufdrängen:
• Die Teildeindustrialisierung der Ex-
DDR mittels einer Privatisierungspolitik 
durch die Treuhand; bis zur Auflösung 
der Treuhand zum 31.12.1994 hatte die-
se Institution mehr als 12.000 ostdeut-
sche, vormals volkseigene Unternehmen 

und Unternehmensteile durch Verkauf 
privatisiert. Mehr als 3.700 Betriebe 
wurden stillgelegt.
• Als nur ein Beispiel von unzählig zer-
störten ingenieurstechnischen architek-
tonischen Leistungen aus der Ex-DDR 
gilt das noch heute international berühmt 
gewordene sog. Ahornblatt, eine Groß-
gaststätte am Spittelmarkt in Berlin-
Mitte. Errichtet wurde es zwischen 1969 
und 1973; Ulrich Müther war der Archi-
tekt. Es bestand aus fünf hyperbolischen 
Paraboloidschalen, die einen Raum von 
fast 5400 m³ überspannten; das Gelände 
wurde 1997 von den damaligen Stadt-
entwicklungssenator und Senatsbaudi-
rektor an einen Investor verkauft, und 
bereits 2000 erfolgte der Abriss.
Die Art und Weise wie Sie uns in eine 
abscheulich extreme Ecke der Gesell-
schaft schieben, ist nicht nur tief ver-
letzend, sondern führt zu traumatischen 
persönlichen und historisch kollektiv-
verknüpften Erlebnissen in unserer Ge-
neration und die unserer Vorfahren. Dies 
alles ist uns aufgrund von tiefsitzenden 
Traumata des eigenen und des familiä-
ren Erfahrungshorizontes bis weit in die 
Zeit vor 1945 präsent. Unsere Vorfahren 
als auch wir sind keine minderwertigen 
„Objekte“, zu denen Sie uns erklären, 
sondern wir sind aufrechte und recht-
schaffende Demokraten.
Ihre herausragende Position im Verlags-
wesen verleiht Ihren Worten eine beson-
dere Wirkmacht, die jeden Menschen 
sozial vernichten können. Somit sind 
Ihre Zuschreibungen eine vernichtende 
und ungeheuerliche Beleidigung, die wir 
nicht durchgehen lassen.
Mit dieser Post teilen wir Ihnen mit, dass 
wir gegen Sie Strafanzeige und Strafan-
trag bei der Staatsanwaltschaft stellten.
 Liane Dittmar, 

Ralf Effenberger, Roald Hitzer, 
Hildegard Vera Kaethner, Bettina 

Lehmann, Dr. Reinhart Wagner

Was läuft schief?
Wenn ich mir das Leserforum vom 24. 
Mai 2023 durchschaue, dann ist da viel 
Verbitterung festzustellen. Das kann 
einfach nur „eine Laune“ sein, oder 
es kann eben auch eine realistische 
Wahrnehmung der Dinge sein. Meine 
Wahrnehmung ist eben, dass wir nie 
schlechter seit 1945 (West) bzw. Stalins 
Tod (Ost) regiert worden sind, als heu-
te. Wer das Unterdrückungssystem von 
Stasi und SED weggekämpft hat, muss 
heute feststellen, dass er sich dafür an-
dere Mechanismen der Unterdrückung 
eingehandelt hat. Die transatlantische 
Arbeitsgemeinschaft zur Unterdrü-
ckung deutscher Interessen sitzt dank 
der transatlantisch orientierten Füh-
rungsschicht fester im Sattel denn je 
und missbraucht seine Macht.
Wir kommen nun von einem Status der 
Besetzung her zu einem Status, in dem 
Freiheiten scheibchenweise zurückge-
geben worden sind. De jure sind wir 
souverän, de facto nicht.
Die Menschen wollten mehr Freiheit 
als unter sowjetischer Besatzung. Sie 
haben aber nur einen anderen Koloni-
alherren gewählt, der die Menschen 

fest im Griff hat. Nicht nur militärisch, 
sondern auch wirtschaftlich und „zivil-
gesellschaftlich“ ganz und gar.
Es ist noch kein Weg beschrieben, wie 
man die Transatlantiker fast aller Par-
teien loswird. Es ist auch illusorisch 
zu erwarten, man könnte sich ganz und 
gar von der größten Militärmacht und 
der noch größten Wirtschaftsmacht der 
Erde freimachen. Die Rechnung geht so 
nicht auf. Aber vor Machtmissbrauch 
müssen wir uns wirksam schützen. 
Auch wenn wir hier nicht Larry Fink 
und sein BlackRock crashen können, 
sondern nur seine Helfershelfer.
Auf kommunaler Ebene lässt sich Ba-
sisdemokratie noch organisieren. Im 
Bundestag und in der Bundesregierung 
hört nicht einmal mehr irgendwer auf 
die eigenen Leute. Grüne Landräte und 
Oberbürgermeister werden eher ange-
kläfft oder abgeschossen, wenn sie in 
Richtung Berlin melden, „es geht so 
nicht weiter mit den Flüchtlingen“. Der 
Landkreistag und SPD-Ländräte finden 
auch kein Gehör. Selbst die Innenminis-
ter Stübgen (CDU) und Armin Schuster 
(CDU Sachsen) finden bei Nancy Fa-
eser kein Gehör, wenn sie fordern, die 
Grenzen nach Polen und Tschechien zu 
sichern. 
„Der brandenburgische CDU-Frakti-
onschef Jan Redmann sagte in Potsdam, 
die Lage-Bewertung Faesers mache ihn 
ratlos und wütend. Sie verkenne, dass 
die Migration an der Grenze zwischen 
Brandenburg und Polen an Dynamik 
gewonnen habe. Auch der stellver-
tretende Chef der Deutschen Polizei-
gewerkschaft, Heiko Teggatz, hält 
Binnengrenzkontrollen für dringend 
notwendig.“ (Süddeutsche Zeitung)
Als Erzliberaler bin ich selbst zur Ver-
teidigung der Meinungs- und Redefrei-
heit von aus vieler Aktivisten Sicht po-
litischer Gegner wie der AfD bereit. Da 
gibt es Leute, die noch verdammt nach-
haltig an ihrem Welt- und Menschenbild 
arbeiten müssen. Wenn ich aber sehe, 
dass eine Landtagspräsidentin zulässt, 
dass eine Frau ohne Augenbrauen von 
der Regenbogenszene ausgepfiffen und 
ausgebuht wird, dann ist Frau Liedtke 
selbst ihres Amtes nicht würdig. Sie 
ist dazu berufen, die Meinungs- und 
Redefreiheit aller Abgeordneten abzu-
sichern, auch derjenigen, die ganz und 
gar mit ihr über Kreuz sind. Sie hat das 
Hausrecht und muss es bei Veranstal-
tungen des Landtags so ausüben, dass 
jeder zu Wort kommt. Ansonsten wird 
der „Kampf gegen Rechts“ totalitär und 
lähmt die Demokratie.
Ein Leser meinte, die AfD sei in we-
sentlichen Teilen vom Verfassungs-
schutz geleitet, um den Unmut der Bür-
ger „abzulenken“ bzw. umzulenken. 
Dazu bräuchte es aber gar keine AfD. 
Denn an die Hintermänner der langfris-
tigen transatlantischen Politik kommt 
kein hiesiger Wähler ran. Die Hinter-
männer sind nicht gewählt und keiner 
kann sie abwählen.
Dass auch AfDler in langfristigen Ab-
hängigkeitsverhältnissen zu außenste-
henden Akteuren stehen, kann ich nicht 
ausschließen. Der eine oder andere hat 
eben eine Biographie mit Auffälligkei-
ten. Wer im öffentliche Dienst West ist 

und bei NPD-Demos Ost auftaucht, und 
danach wird dann kein Disziplinarver-
fahren bekannt, der kann schon überra-
schen. Auch wer sich jahrzehntelang in 
der „rechten Szene“ und auch beruflich 
durchgeschlängelt hat und dadurch vie-
le Chancen hatte, für seine heimlichen 
Dienstherren Informationen zu sam-
meln, ist mit Vorsicht zu genießen. Aber 
haben andere Fraktionen das nicht? 
Gibt es bei den anderen Landtagsfrak-
tionen niemanden, der auch gerne mal 
informeller Mitarbeiter von Halden-
wang und Co. werden wollte? Wem der 
Verfassungsschutz in den Landtag hilft, 
der wäre auch ohne Zuzahlung von dort 
bestens versorgt. Axel Fachtan

Man sollte es dabei 
bewenden lassen

Sehr geehrter Herr Hauke,
in Ihrer Zeitung vom 24. Mai wird na-
türlich, es ist ja ein regionalpolitisches 
Ereignis, auch über die Landratswahl 
berichtet.
Ich gratuliere Herrn Frank Steffen, mein 
Respekt gilt auch dem Mitbewerber, 
Herrn Rainer Galla. Damit sollte man 
es aber auch bewenden lassen. Es steht 
aber zu befürchten, dass Sie, Herr Hau-
ke, mit dem Aufmacher auf Seite 1 und 
dem auf anderer Seite genannten Begriff 
„Manipuliationsanfälligkeit“ das Thema 
weiterhin am Leben erhalten wollen. 
Wenn ich die Leserbriefseiten durch-
schaue, stecken schon viele Leser mit 
und ohne Doktortitel in einer Blase fest, 
da sollte nicht noch ein „neues Fass“ 
aufgemacht werden. Meinung und Ge-
genmeinung halten sich da nicht die 
Waage, und das macht man ja eigentlich 
den „Staatsmedien“ zum Vorwurf.
Vielleicht können Sie mit Ihrer Mann-
schaft das Leserforum in ein Diskus-
sionsforum umwidmen. Sonst hören 
Anfeindungen und Beschimpfungen 
nicht auf, manchmal ist es schon weit 
unter der Gürtellinie. Ihre Zeitung wird 
gebraucht, aber aus einer zu einseitigen 
Ausrichtung entsteht kein Nutzen.

Joachim Kubo

Die Briefwahl 
scheint zu stinken

In fast allen Bereichen des täglichen 
Lebens gibt es Trends, also Richtungen, 
die eine bestimmte Personengruppe 
bevorzugt. Zwar werden diesbezüglich 
Beobachtungen oft beim Konsumver-
halten durchgeführt, aber es gibt auch 
andere Bereiche.
Nun wollte ich wissen, ob bestimmte 
Wege Einflüsse auf Trends haben und 
falls ja, wie hoch der Unterschied ist. 
Denn irgendwie müsste es doch, sollte 
alles mit rechten Dingen zugegangen 
sein, erkennbar werden, warum das 
Ergebnis der Briefwähler bei der Land-
ratswahl so extrem von den Urnenwäh-
lern abwich. Um es mal zu vereinfa-
chen: Wir haben hier ein Anliegen und 
zwei Wege, sich diesem anzunehmen.
So entstand also die oben genannte Fra-
ge. Um Antworten zu finden, startete 
ich erst einmal recht banal und kontak-
tierte drei Pizzerien in der Region, die 
sowohl ein Ladenlokal, als auch einen 
Lieferservice betrieben. Ich fragte nach 
den meistverkauften Produkten und ob 
es einen Unterschied zwischen Direkt-
verzehr und Lieferung gäbe. 
Einen grundsätzlichen unterschiedli-

„Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu äußern 
und zu verbreiten und sich aus allgemein zugänglichen Quellen ungehindert 

zu unterrichten. Die Pressefreiheit und die Freiheit der Berichterstattung durch 
Rundfunk und Film werden gewährleistet. Eine Zensur findet nicht statt.

Jeder hat das Recht, einen Leserbrief zu schreiben: info@hauke-verlag.de

Grundgesetz Artikel 5 (1) 
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chen Trend, der auf dem Verkaufsweg 
beruht, gäbe es nicht, so der Tenor der 
Befragten. Pizzen seien nun mal die Fa-
voriten und für Unterschiede seien aus-
schließlich andere Parameter, z.B. Alter 
der Kunden, relevant.
Ähnliche Befragung führte ich auch bei 
einigen Fastfood-Restaurants durch, 
weil ich wissen wollte, ob es signifi-
kante Unterschiede bei den verkauften 
Artikeln zwischen Autoschalter und 
Ladenverkauf gäbe. Der größte Unter-
schied lag darin, dass der Umsatz pro 
Kunde und Bestellung am Autoschalter 
höher war.
Man argumentierte damit, dass auto-
fahrende Kunden am Autoschalter ge-
wöhnlich nicht nur für sich etwas mehr 
ausgeben, sondern oft auch für mehrere 
Leute bestellten. Auf den Trend zu ver-
schiedenen Produkten hätte das aber ei-
nen untergeordneten Einfluss.
Als letzte Probanden nahm ich mir ein 
Callcenter vor, das zur Problemlösung 
Chat, Email oder Telefonat anbot. Auch 
hier zeichnete sich ab, dass die Art und 
der Trend der Probleme anderen Para-
metern unterlagen als die angebotenen 
Wege zur Klärung. 
Was bedeutet dies nur für das Wahl-
ergebnis? Nun, der Trend, ob eine 
Gesellschaft neoliberal, konservativ, 
ökologisch oder sonst wie wählt, soll-
te offensichtlich nicht dem Weg einer 
Wahl unterliegen. Somit kommt dann 
zwangsläufig die Frage auf, wieso es so 
große Diskrepanzen zwischen Urnen- 
und Briefwahl gab?!
Dass je nach Wahlkreis die eine oder 
andere Partei stärkere Ergebnisse ein-
fährt, ist normal. Aber dass es zwischen 
den Abstimmungsverfahren, selbst in 
Hochburgen einer Partei, zu solchen 
Unterschieden kommt, ist mehr als 
fragwürdig. Wie kann das also sein?
Nun, im Prinzip lassen die Analysen 
nur den Schluss zu, dass bei der Brief-
wahl bewusst nachgeholfen wurde, was 
aber nicht gleich bedeuten muss, dass 
Stimmzettel falsch ausgewertet wur-
den. Vielmehr sollte man den Fokus auf 
die Beeinflussung der Stimmabgabe bei 
der Briefwahl legen. 
Dieser Aspekt hat durchaus Gewicht, 
betrifft er nicht nur Jung- oder Erstwäh-
ler, sondern besonders auch jene Men-
schen mit Handicap, die durch kirch-
liche, staatliche oder gemeinnützige 
Organisationen betreut werden. Auch 
Menschen, die z.B. einen gesetzlichen 
Betreuer haben, sind wahlberechtigt. 
Hätte ich in meinem Bekanntenkreis 
nicht einige Personen, die in diesem 
Metier tätig wären, ich könnte es mir 
kaum vorstellen. Nein, nicht alle sind 
schwarze Schafe und missbrauchen die 
Unwissenheit oder Hilflosigkeit ihrer 
Klienten. Aber es gibt sie nun mal, wie 
ich aus Berichten erfahren musste. Und 
besonders diese Betroffenen gehören 
zum Kreis der Briefwähler. Ein Schelm, 
wer Böses denkt. Denn anders ließe 
sich die geschilderte Diskrepanz nicht 
erklären, es sei denn, jemand hätte beim 
Auszählen kräftig nachgeholfen. Aber 
wer will das wie beweisen? Auf jeden 
Fall ist das Wahlergebnis nicht stimmig.

Michael Bertram

Getäuscht und 
überrumpelt

Besonders in der letzten Zeit setzt man 
sich mit der Frage auseinander, warum 
die Ostdeutschen so anders als die West-
deutschen sind. Ich denke, das fängt 

mit der Schulbildung an. In der Schu-
le wurde uns eine wissenschaftliche 
Weltanschauung vermittelt. Wir lernten 
unter anderem, dass die gesellschaftli-
che Entwicklung an die Entwicklung 
der Produktivkräfte gebunden ist, dass 
aber auch für die Produktivkräfte die 
Gefahr besteht, Opfer ihrer eigenen 
Entwicklung zu werden ( ---> Arbeits-
losigkeit – kann mit der Entwicklung 
der Künstlichen Intelligenz demnächst 
hoch aktuell werden – im WEF stellt 
man schon Überlegungen an, was mit 
den überflüssigen Menschen geschehen 
soll, s. Agenda 2030). Wir bekamen auch 
Wissen zu Wesen und Ökonomie des 
Monopol-Kapitalismus (Imperialismus, 
verharmlosend Globalisierung genannt) 
vermittelt. Vieles von dem erschien uns 
damals als Propaganda. Wir konnten ja 
nicht ahnen, dass wir das einmal „live“ 
erleben würden.
Heute sind wir mit der „viel gelobten“ 
Globalisierung sogar noch einen Schritt 
weiter Es geht um die Eroberung von 
Rohstoffquellen und Absatzmärkten 
sowie das Streben nach Maximalprofit. 
Es geht vor allem um Macht und Kont-
rolle. Das kann  natürlich nicht so deut-
lich verkündet werden. Deshalb zieht 
die Propaganda dafür alle Register der 
Verschleierung. Die jahrzehntelange 
Berieselung führte bei vielen DDR-
Bürgern zu der Überzeugung, dass in 
der BRD alles Gold, in der DDR fast 
alles Mist/Trompetenblech ist. Erwar-
tungsvoll wurde 1989 der Gedanke der 
Wiedervereinigung begrüßt. Bereitwil-
lig glaubte man an die Mär, den armen 
„Brüdern und Schwestern“ im sog. „Un-
rechtsstaat“ helfen zu wollen. Blühende 
Landschaften wurden vom damaligen 
Bundeskanzler Kohl versprochen, der 
als erfolgreicher CDU-Wahlkämpfer (s. 
Wahlergebnis vom 18.03.1990) durch 
Ostdeutschland zog und später in Halle/
Saale überhaupt nicht verstehen konnte, 
warum man ihn mit Eiern bewarf – soll 
ja vorkommen, dass Politiker die Volks-
meinung nicht kennen oder ignorieren 
oder vergesslich sind! Zum Schein wur-
de ein Einigungsvertrag in Auftrag ge-
geben, um den sich die Herren Schäuble 
und Krause kümmerten. Um der DDR-
Wirtschaft den endgültigen Todesstoß 
zu versetzen – die Embargo-Politik hatte 
ja schon den Brüdern und Schwestern 
im Osten einiges abverlangt, wurde am 
1. Juli 1989 die D-Mark eingeführt und 
damit riesige Absatzmärkte für westliche 
Produkte geschaffen. Das war der letzte 
Meilenstein zur Übernahme der DDR 
durch die BRD am 3. Oktober (bereits 
K. Adenauer hatte einen Fonds für den 
Tag X angelegt). DDR-Ministerprä-
sident Lothar de Maizière glaubte im 
August 1989 immer noch an eine faire 
Wiedervereinigung, aber Rudolf Seiters 
(damals Bundesminister für besondere 
Aufgaben) machte ihm klar, dass ein 
untergehender Staat keine Forderungen 
mehr zu stellen hat.
Viele DDR-Bürger wähnten sich nach 
dem 3. Oktober im Schlaraffenland, sie 
sollten aber bald eines Besseren belehrt 
werden. Die Treuhand begann, ihr Un-
wesen zu betreiben (das Treuhandgesetz 
war bereits am 17.06.1989 verabschiedet 
worden). Der Grundsatz „Rückgabe vor 

Entschädigung“ war arglistig gewählt 
und führte dazu, dass westdeutsche Ei-
gentümer in Ostdeutschland erschienen, 
um ihren ehemaligen Besitz, z.T. mit 
Gewalt, von den neuen ostdeutschen 
Besitzern einzufordern. Die üblichen 
Geldzuwendungen der Staatlichen Plan-
kommission der DDR an Kombinate 
und LPGs wurden (sehr) zum Wohle 
der Bankinstitute zu Krediten „umge-
münzt“. Zusätzlich zur Übernahme der 
Bankkunden inklusive Filialen wurden 
nun Schulden in Millionenhöhe ein-
getrieben und Millionengewinne im 
dreistelligen Bereich erzielt! Wer nicht 
zahlungsfähig war, ging den Bach runter 
– ein Konkurrent weniger! Sogar Ost-
Betriebe mit guter Auftragslage wurden 
als Konkurrenz ausgeschaltet, z.B. Bi-
schofferode: Kali-Ost musste Kali-West 
weichen – da half auch kein Hunger-
streik der Kali-Kumpel. Das Volksver-
mögen der DDR wurde für’n Appel 
und Ei verscherbelt, z.B. auf dem Welt-
markt vertretene Unternehmen wie die 
Kirow-Werke in Leipzig und Kranbau 
Eberswalde für jeweils 1 DM inklusive 
gesamtem Betriebsvermögen! Scharen 
von Investoren („Heuschrecken“ von F. 
Müntefering genannt, was ihm Unmut 
einbrachte! E. Honecker hatte bei Weg-
fall der Mauer vor Räubern gewarnt – 
lag er da falsch?!) erschienen auf dem 
„Flohmarkt DDR“, um billig einzukau-
fen, kassierten ansehnliche Fördergelder 
und verschwanden mit prall gefüllten 
Taschen. Finanzminister Theo Weigel 
kreierte die Sonder-AFA – ein Jahrhun-
dertgeschenk, wie er es nannte, natürlich 
für die Vermögenden, zu denen leider 
nicht die ehemaligen DDR-Bürger ge-
hörten. Der Treuhand gelang es letztlich, 
das gesamte Volkseigentum in Volks-
schulden umzuwandeln. Schlimm war 
für Ostdeutschland die massive Abwan-
derung von hervorragend ausgebildeten 
Fachkräften, die mit lukrativen Arbeits-
plätzen und besserer Bezahlung in den 
Westen gelockt wurden. Im modernen 
Kolonialismus ist das eine beliebte Me-
thode, um Regionen in Abhängigkeit zu 
halten.
Wie es im medizinischen Bereich nach 
dem 3. Oktober zuging, kann ich aus 
eigener Erfahrung schildern. Am 1. Ok-
tober erhielten die Kollegen der Klinik 
und Poliklinik für Berufskrankheiten per 
Brief mitgeteilt, dass wir alle aus dem 
Zentralinstitut für Arbeitsmedizin der 
DDR ausgegliedert werden, und über 
unsere weitere Verwendung der Gesund-
heitssenat innerhalb von drei Monaten 
zu entscheiden hat. Nach vier Monaten 
wurde uns dann mitgeteilt, dass sich der 
Gesundheitssenat nicht für eine Weiter-
führung entschieden hat, und wir uns 
deshalb bereits und nachträglich in der 
Abwicklung befänden (die Abwicklung 
war laut Einigungsvertrag nicht vorgese-
hen, aber wen interessierte das noch?!). 
Da unsere Einrichtung aber noch Pati-
enten zu versorgen hatte, wurden wir 
gebeten, in abgespeckter Form noch bis 
zur Schließung der Einrichtung am 30. 
Juni 1991 weiterzuarbeiten. Die betrof-
fenen Kollegen erhielten dann in der sog. 
Warteschleife bis zu diesem Zeitpunkt 
100 statt 80% ihres Gehalts – arbeiteten 
also streng genommen für 20% ihres Ge-

halts. Zur Beurteilung des individuellen  
„Marktwertes“ bekamen die neuen Lei-
tungskräfte sog. Amtshilfen aus West-
deutschland. Wer Glück hatte, bekam 
eine lächerliche Abfindung (bei mir war 
es 1 Monatsgehalt für eine 22-jährige 
Tätigkeit im medizinischen Bereich!). 
Ausgetrickst wurden auch Direktoren 
von medizinischen Kliniken (z.B. in der 
Charité). Ihre Position wurde neu ausge-
schrieben, und sie hatten (theoretisch!) 
die Chance, sich neu zu bewerben. Na-
türlich hatten sie keine Chance gegen 
die Bewerber aus dem Westen, die als 
„Aufbauhelfer“ kamen, um zu bleiben! 
Auf diese Weise verlor die Charité her-
vorragende Ärzte. Auch unsere wissen-
schaftlichen Qualifikationen wurden 
angezweifelt. Um die Privat-Dozentur 
zu erwerben, musste man (ich) die B-
Promotion und Facultas docendi einer 
Kommission vorlegen. Im Ergebnis der 
Überprüfung erhielt man (ich) dann eine 
sog. Äquivalenzbescheinigung, mit der 
die Gleichwertigkeit zur Habilitation 
nach westlichen Maßstäben bescheinigt 
wurde. Der Hintergrund dieser Verfah-
rensweise war es, auch zu überprüfen, 
ob solche Qualifikationen nicht durch 
„Systemnähe“ erworben wurden!  
Zum heiklen Problem wurde die Arbeits-
losigkeit, die wir „Ossis“ bisher nicht 
kannten. 1991 gab es rund 3 Millionen 
Arbeitslose in Ostdeutschland (1 Mil-
lionen direkte und ca. 2 Millionen ver-
deckte). Um noch den sozialen Anschein 
zu wahren, gab es die Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen (ABM), vergeben 
vom Arbeitsamt und komplett vom Staat 
bezahlt, leider auch zur Gewinnmaxi-
mierung missbraucht. Eine ABM bekam 
man über einen bestehenden oder neu 
gegründeten gemeinnützigen Verein und 
bei einer akzeptablen Konzeption, z.B. 
für Umweltmedizin. Da ein gemein-
nütziger Verein keinen Gewinn machen 
darf, wurden die ABM-Beschäftigten 
einer GmbH zur „Aus- und Weiter-
bildung“ zugeordnet, die dann für die 
GmbH Gewinn machten, aber nicht von 
dieser  bezahlt wurden – also Betrug in 
extensio! Dagegen anzuklagen, erwies 
sich als zwecklos, da das zuständige 
Arbeitsamt nur die buchhalterische Kor-
rektheit überprüfte, aber nicht den Ar-
beitsinhalt der ABM-Beschäftigten. 
Schlimm waren die Menschen dran, die 
als schwer vermittelbar galten, z.B. aus 
Altersgründen. Da die Kosten für die 
Miete anstiegen, landeten sie bald auf der 
Straße und bekamen dann erst recht kei-
ne Arbeit. Wie äußerte sich doch gleich 
der Hauptmann von Köpenick: „Haste 
keene Wohnung, kriegste keene Arbeit – 
haste keene Arbeit, kriegste  keene Woh-
nung – also musste ins Gefängnis, denn 
irgendein Zuhause muss der Mensch ja 
haben.“ Bei meiner ersten „Westreise“ 
nach München im November 1989 sah 
ich unter einer Isar-Brücke hilflose, ver-
wahrloste Menschen, die sich mit Papp-
kartons eine Behausung gebaut hatten. 
Als DDR-Bürger kannte ich das nicht. 
Wie kann ein so reicher Staat wie die 
BRD eine solche Entwürdigung seiner 
Bürger zulassen? Grundgesetz Art.1: 
„Die Würde des Menschen ist unantast-
bar. Sie zu achten und zu schützen, ist 
Verpflichtung aller staatlichen Gewalt.“ 
War im Westen doch nicht alles Gold?!
Noch einige Bemerkungen zur Russen-
freundlichkeit der Ostdeutschen. Die So-
wjetunion war es, die Deutschland vom 
Faschismus befreit hat. Die Schlachten 
um Stalingrad 1942/43 mit dem ver-
heerenden Untergang der 6. Armee, und 
die Panzerschlacht im Kursker Bogen 
1943 waren kriegsentscheidend, nicht 

„Ich schwöre, dass ich meine Kraft dem Wohle des deutschen Volkes widmen, 
seinen Nutzen mehren, Schaden von ihm wenden, das Grundgesetz und die Ge-
setze des Bundes wahren und verteidigen, meine Pflichten gewissenhaft erfüllen 

und Gerechtigkeit gegen jedermann üben werde. So wahr mir Gott helfe.
(Der Wortlaut des Amtseides des Bundespräsidenten, des Bundeskanzlers und jedes 

Bundesministers. Der Eid kann auch ohne religiöse Formel gesprochen werden.)

“

Der Amtseid
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bitte blättern Sie um!

die (absichtlich?!) verspätete Landung 
der Alliierten in der Normandie im Juni 
1944, wie uns manche Historiker weis-
machen wollen. Allein in der Schlacht 
um die Seelower Höhen im April 1945 
starben in drei Tagen 30.000 Rotarmis-
ten. Das alles hat man in Ostdeutsch-
land nicht vergessen. Auch deshalb war 
die Freundschaft zur Sowjetunion ein 
besonderes Anliegen der DDR, die da-
mit die Lehren aus den zwei Weltkrie-
gen zog. Wer jetzt im Zusammenhang 
mit dem Ukraine-Krieg von möglichen 
russischen Kriegsverbrechen redet, der 
möge sich mal an den amerikanischen 
Vietnamkrieg erinnern und im Internet 
My Lai Vietnamkrieg aufrufen. Was dort 
am 16. März 1968 mit dem Massaker an 
504 Zivilisten geschah, ist mindestens 
mit den Massakern in Lidece (1942) und 
Oradur (1944) vergleichbar.
Einige Politiker, „moderne“ Historiker 
und ehemalige Regimegegner (tatsächli-
che und vermeintliche) gaben/geben sich 
alle Mühe, die DDR zu verunglimpfen 
– selbst steinerne Symbole fielen einer 
neuzeitlichen „Maschinenstürmerei“ 
zum Opfer. Beispiele: der Palast der 
Republik wurde mit fadenscheinigen 
Begründungen beseitigt, Lenin kostspie-
lig der „Kopf abgeschlagen“ und in den 
Gosener Bergen verscharrt, die Angriffe 
auf das Thälmann-Denkmal dauern noch 
an und werden irgendwann erfolgreich 
sein. Man hofft, damit alle Erinnerungen 
an die DDR für die Nachwelt auszulö-
schen. In meiner Erinnerung verbleibt 
die DDR trotz aller (selbst erlebten) 
Misslichkeiten als ein Staat, der versucht 
hat, eine bessere Gesellschaft aufzubau-
en, die die Probleme der Menschheit lö-
sen und nicht verschärfen will.  
 Dr. H.-J. Graubaum

Der wunderbare 
Dr. Demanowski

Lieber Herr Hauke, 
über den Beitrag von Herrn Dr. Dema-
nowski in Ihrer neuesten BSK habe ich 
mich wieder sehr gefreut. Wie klug, 
ironisch und wortgewandt er schreiben 
kann. Es ist eine wahre Freude, seine 
Beiträge zu lesen und eine echte Ermuti-
gung, selber in diesem Freilichtirrenhaus 
nicht die Zuversicht zu verlieren. Ja und 
den Verstand natürlich auch nicht. 
Und auch Ihnen danke ich für Ihre uner-
müdliche, der Wahrheit und der Freiheit 
und unserer Demokratie dienende Ar-
beit.  Sabine Obeth

Der 
„liebe Wolodymyr“

Ach, wie ging es ans Herz, als kürzlich 
der Staatsschauspieler – jetzt als Präsi-
dent gefragt – und unser gelegentlich 
an Demenz leidender Kanzler ihre Duz-
Freundschaft begründeten. Von unserer 
Staatspresse gebührend bewundert. 
Nun leidet der „liebe Olaf“ an einer ge-
wissen Zahlen-Demenz, aber da hilft 
ihm Wolodymyr gern weiter. Er weiß 
genau, wie viele Milliarden Euro er noch 
als Freundschaftsdienst benötigt. Und 
er will das Geld nicht für sich – er ist 
ja schon Millionär; nein, für seine deut-
schen Freunde verteidigt er deren Werte. 
Was er auch immer wieder eine Marie-
Agnes oder eine Annalena sagen lässt. 
Und alle Waffen, welche ihm seine vie-
len Freunde in der ganzen Welt schen-
ken – wie soll er sie je bezahlen; den 
Schwarzmarkt hat er leider nicht unter 

Kontrolle – setzt er nur zur Verteidigung 
gegen den „Satan“ Wladimir ein. 
Als eine Rakete in Polen einschlug, 
konnte es nie und nimmer der „liebe Wo-
lodymyr“ gewesen sein. Wäre ja noch 
schöner – für ihn(!) –, wenn sich danach 
das NATO-Land Polen am Krieg betei-
ligt hätte. Und unsere „Wahrheitsmedi-
en“ berichten „objektiv“ nur von den ge-
töteten oder verletzten Zivilisten durch 
die russische Armee. Die erfolgreichen 
Kämpfe der ukrainischen Armee – post-
wendend mitgeteilt – verlaufen offenbar 
ohne jegliche Opfer auf Seiten der rus-
sischen oder ukrainischen (im Donezk-
Gebiet) Zivilbevölkerung. Darum haben 
überall auf der Welt alle den Wolodymyr 
so lieb und er hat uneingeschränkte Re-
defreiheit. 
Nun haben sich tatsächlich freche Jour-
nalisten erlaubt nachzufragen, ob sein 
Land auch russische Gebiete angreifen 
würde. „Wir greifen das russische Terri-
torium nicht an. Wir befreien unser ge-
setzmäßiges Gebiet, antwortete Wolody-
myr Selenskyj.“ (Berliner Zeitung“ vom 
14.05.2023). Diese Zeitung schreibt al-
lerdings mit Verweis auf die Washington 
Post: „.. spricht er (Selenskyj) davon, 
russische Dörfer zu besetzen, um ein 
Druckmittel gegen Moskau zu erlangen, 
eine Pipeline zu bombardieren, die rus-
sisches Öl nach Ungarn transportiert, 
und er sehnt sich insgeheim nach Lang-
streckenraketen, um Ziele innerhalb 
der russischen Grenzen zu treffen. Das 
Pentagon, mit den Inhalten der durch-
gesickerten Dokumente konfrontiert, 
habe die Echtheit des Materials nicht 
bestritten.“ Sollte hier jemand lügen? 
Aber selbst, wenn Freund Olaf dies je-
mals erfahren sollte, dann vergisst er es 
ohnehin.
Böse „Putin-Trolle“ haben ihm auch 
immer unterstellt, in der Ukraine wür-
den unter seinen Augen nazistische Um-
triebe gedeihen. Bloß, weil „Diplomat“ 
Melnyk ein Bandera-Verehrer ist. Aber 
für Personalfragen ist schließlich nicht 
der „liebe Wolodymyr“ zuständig. Des-
halb ist es ihm auch nicht anzukreiden, 
dass der jüngste Einmarsch „russischer“ 
(erinnert mich daran, dass ja „Polen“ am 
1. September 1939 den Sender Gleiwitz 
überfallen haben) Freiwilliger in Belgo-
rod von einem – auch in Deutschland 
– bekannten Neonazi angeführt wurde. 
Hier sei mal die „taz“ – wahrlich keine 
Anhängerin von Wagenknecht – zitiert: 
„Nikitin, einer der Sprecher des Über-
falls auf die russischen Ortschaften, ist 
ein bekannter russischer Neonazi, der 
von der Überlegenheit der weißen Ras-
se überzeugt ist. Er war bereits Anfang 
März bei einem ähnlichen Überfall 
auf Russland in Erscheinung getre-
ten... Nikitin war 2001 nach Deutsch-
land übergesiedelt. 2008 gründete er 
die rechtsradikale Modemarke „White 
Rex“. Das ukrainische Portal zaboro-
na.com wirft ihm vor, Anhänger einer 
„White supremacy“-Ideologie zu sein.“ 
(„taz“ 23.05.2023) Wo war damals un-
ser Verfassungsschutz unterwegs? Zu-
fall, dass damals auch die Grünen in 
der Regierung saßen? Verteidigt dieser 
Neonazi die „feministischen Werte“ un-
serer „Hüpfdohle“ (Spielplatz finnischer 
Atombunker)? Selbstverständlich hat 
unser „lieber Wolodymyr“ damit nichts 
zu tun, wie er  seinen Sprecher erklären 
ließ. Ist nämlich völlig unauffällig, wenn 
80 schwerbewaffnete Kämpfer die ukra-
inisch-russische Frontlinie durchstoßen. 
Nur „Feldherren“ à la Röttgen, Kiese-
wetter etc. vermögen diese höhere Logik 
zu verstehen.
Die Berliner Zeitung vom 25.05.2023 

berichtete über eine Meldung der „New 
York Times: „John Kirby, Sprecher des 
Nationalen Sicherheitsrates der USA, 
sagte am Mittwoch, das Weiße Haus 
prüfe „die Berichte, dass US-Ausrüs-
tung und -Fahrzeuge beteiligt gewesen 
sein könnten. Wir haben es verdammt 
deutlich zum Ausdruck gebracht: Wir 
unterstützen nicht den Einsatz von in 
den USA hergestellter Ausrüstung für 
Angriffe innerhalb Russlands, das haben 
wir den Ukrainern gegenüber deutlich 
zum Ausdruck gebracht“, so Kirby wei-
ter.“ Offensichtlich haben zumindest die 
Amerikaner allmählich erkannt, dass Se-
lenskyj nach der Parole handeln möch-
te „Angriff ist die beste Verteidigung“. 
Denn auch der Drohnenangriff auf den 
Kreml ist wahrscheinlich von einer der 
ukrainischen militärischen oder geheim-
dienstlichen Spezialeinheiten ausgeführt 
worden.
Sollte es einen Zusammenhang geben 
zwischen den diplomatischen Bemühun-
gen Chinas, Südafrikas, Brasiliens und 
anderer Staaten um eine Friedenslösung 
und Selenskyjs Bestrebungen um eine 
Ausweitung des Konfliktes? Ist natür-
lich unverantwortlich seitens der erstge-
nannten Staaten, die Rüstungsindustrie 
an den Bettelstab bringen zu wollen. 
Zum Glück – für den „lieben Wolody-
myr“ – haben wir unsere „Plapperlena“, 
die bedenkenlos allen Staaten den Krieg 
erklären würde. Und die Kriegsfreiwil-
ligen Norbert, Roderich, Anton, Lars 
& Gefolgschaft haben sich – flankiert 
von der „Frauenkompanie“ Annalena, 
Marie-Agnes, Kathrin – bestimmt schon 
für den Fronteinsatz gemeldet, um ihren 
vielen Worten Taten folgen zu lassen. 
Feldprediger Joachim erteilt gewiss sei-
nen Segen.
Fazit: Eine Männerfreundschaft zwi-
schen einem Lügner und einem gele-
gentlich Dementen ist akzeptabel; sofern 
sie nicht mit Steuergeldern finanziert 
wird. Und ja, diese russische Aggression 
muss gestoppt werden – mit den Mitteln 
der Diplomatie. Auch der westfälische 
Frieden zum Ende des 30jährigen Krie-
ges hat Jahre der Vorbereitung bedurft. 
Nur Verhandlungen können aber eine 
Lösung ohne atomaren Untergang er-
möglichen. Klaus Dittrich

Es ist ja so einfach!
Sehr geehrter Herr Hauke,
manchmal tut es gut, sich einfach zu-
rückzulehnen und die Hektik des All-
tags an sich abprallen zu lassen, weder 
vor „Corona“, „dem bösen Putin“ noch 
„dem Klima“ zu zittern. Denn das eröff-
net die Chance, in Ruhe nachzudenken: 
über die eigene Situation, den Zustand 
des Gemeinwesens, über Sinn und Un-
sinn dessen, was geschieht. Angst macht 
dumm, genau das wollen die, die uns 
täglich betrügen. Schon Kant hat formu-
liert, dass Freiheit darin besteht, sich des 
eigenen Verstandes zu bedienen. Warum 
sollten wir diese Freiheit, vielleicht die 
letzte, die uns noch geblieben ist, ohne 
Not aus der Hand geben?
Genau dieses Nachdenken soll mit al-
ler Gewalt verhindert werden, damit 
ungewählte, schwerreiche Machthaber 
im Hintergrund unsere Welt zerstören 
und ihre eigene, demokratiefreie Ge-
waltherrschaft errichten können. Nur 
dafür wird eine „Katastrophe“ nach der 
anderen inszeniert, von Corona über 
Ukraine bis zum Klima, nur dafür wird 
eine wahre Flut bürokratischen Irrsinns 
entfesselt, werden immer neue bürger-
feindliche Gesetze geplant, wird überall 

Zukunftsangst geschürt. Die Menschen 
müssen pausenlos beschäftigt werden, 
damit sie nicht zum Nachdenken kom-
men, müssen in Angst und Unsicher-
heit gehalten werden, damit sie nicht 
merken, wie sehr sie bestohlen, verarmt 
und in Abhängigkeit gebracht werden. 
Natürlich muss man schon ziemlich 
dumm sein, das alles nicht zu merken. 
Genau deshalb wird vorsorglich immer 
neue Verwirrung gestiftet, wird immer 
noch eins draufgesetzt. Corona war das 
perfekte Beispiel, wo sich die sinnlosen 
Vorschriften und Verbote buchstäblich 
im Wochenrhythmus geändert haben, bis 
schließlich niemand – die Behörden ein-
geschlossen – mehr mitkam. Das waren 
keine handwerklichen Fehler, das war 
genau so geplant. Denn verwirrte, verun-
sicherte Menschen können keinen klaren 
Gedanken fassen. Das war das Ziel. Wir 
sollen nicht erwachen, uns nicht des ei-
genen Verstandes bedienen, sollen nicht 
frei sein.
Beim „Klima“ geschieht nun das Glei-
che. Politisch gesteuerte Panikmache, 
künstliche Preisexplosion für alle Ener-
gieträger, Regulierungen für alles und 
jedes, Verbote, Auflagen, Kontrollwahn 
bis in den letzten Heizungskeller hinein, 
dazwischen die lückenlose Erfassung 
von Immobilienbesitz und Vermögen, 
Bevormundung und Überwachung – 
der Wahnsinn kennt kein Ende und das 
ist auch beabsichtigt. Dabei möchte ich 
nicht bestreiten, dass Personal wie Ha-
beck, Baerbock, Von der Leyen oder 
Özdemir intellektuell tatsächlich hoff-
nungslos überfordert ist. Die sie aus dem 
Hintergrund steuern, vor allem US-ame-
rikanische Milliardäre mit ihren Lobby-
organisationen, sind es nicht. Sie wissen 
ganz genau was, sie erreichen wollen: 
totale Macht und alleinige Kontrolle 
über den gesamten Reichtum unserer (!) 
Welt.
Darum geht es. Sobald wir das für uns 
erkannt haben, werden vernünftige 
Auswege sichtbar. Wir dürfen uns bloß 
nicht ablenken lassen. Solche Manöver 
beherrscht nicht nur jeder kleine Ta-
schendieb: Ablenken, Verwirren, Rem-
peln – und schon ist die Brieftasche weg. 
Auch die Ultrareichen, ihre Politiker und 
ihre Medien wenden solche Tricks an. 
Wer das einmal erkannt hat, fällt nicht 
mehr darauf herein. Sie sind nicht unse-
re Freunde, meinen es nicht gut mit uns, 
egal was sie uns gerade vorlügen.
Das Geplapper und Gekreische der 
staatstragenden (?) Medien – warum tun 
wir uns das eigentlich noch an? Spätes-
tens seit Corona weiß doch jeder, dass 
jedes Wort gelogen ist, dass jedes The-
ma nur Verwirrung stiften soll. Schalten 
wir sie einfach aus, bestellen wir sie ab! 
Sind wir nicht alt genug, uns ein eige-
nes Bild zu machen? Haben wir nicht 
Verstand genug, dass wir selbst wissen, 
was gut für uns ist und was nicht? Sind 
wir denn wirklich dumme Kinder, denen 
strenge Polit-Gouvernanten der Sorte 
Habeck, Kühnert oder Lang und gekauf-
te „Wissenschaftler“ sagen müssen, wo 
es langgeht? Sogar bis in allerprivateste 
Bereiche wie persönliche Gesundheit, 
Haushaltsführung und Fortbewegung 
hinein? Wie kann sich ein Habeck, wie 
kann sich ein Lauterbach oder eine Bae-
rbock erdreisten, bestimmen zu wollen, 
was gut für mich ist? Sollen solche Fi-
guren, die nicht einmal ihr eigenes Le-
ben im Griff haben, wirklich vormund-
schaftlich für uns entscheiden? Warum 
nehmen wir diese Unverschämtheiten so 
einfach hin?
Schalten wir sie doch endlich ab, hören 
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weiter von der vorigen Seite
wir ihnen einfach nicht mehr zu. Ihre 
Macht ist allein unser Gehorsam. Wenn 
wir uns verweigern, wenn wir nicht 
mehr zuhören, was sie sagen, nicht mehr 
tun, was sie verlangen, sondern selbst 
entscheiden, was gut für uns ist, haben 
sie ihre Macht verloren. Das hätten wir 
spätestens bei Corona tun sollen. Alles, 
was sie erzählt haben, war gelogen, al-
les, was sie verlangt haben, war Unrecht. 
Ohne unseren Gehorsam, unsere freiwil-
lige Mitwirkung wären sie niemals so 
weit gekommen, hätten sie unser Grund-
gesetz niemals dermaßen aushöhlen 
können, hätten ihre Sponsoren niemals 
so astronomischen Reichtum zusam-
menraffen können. Wir haben es ihnen 
zu leicht gemacht.
Beim „Ukrainekrieg“ und beim „Klima-
schutz“ geht es nun ums Ganze. Lassen 
wir nicht zu, dass sie uns ein weiteres 
Mal betrügen, in Panik versetzen, ein-
schüchtern und ausrauben. Das zu ver-
hindern, ist gar nicht so schwer: Hören 
wir ihnen einfach nicht länger zu, tun wir 
einfach nicht mehr, was sie verlangen, 
nutzen wir jede Möglichkeit, Sand ins 
Getriebe ihrer verfassungsfeindlichen 
Pläne zu streuen, treffen wir endlich un-
sere eigenen Entscheidungen statt ande-
re, die es nicht gut mit uns meinen, über 
unser Leben bestimmen zu lassen! Es 
ist wirklich so einfach. Ein ganzes Volk 
können sie nicht einsperren, wenn sich 
die Menschen einig sind. Genau deshalb 
wollen sie uns spalten – lassen wir es 
nicht zu!
Es gibt keinen Grund traurig oder ver-
zweifelt zu sein, pessimistisch in die Zu-
kunft zu schauen! All das Chaos um uns 
herum ist böswillig inszeniert, ist nicht 
naturgegeben. Es endet morgen, wenn 
wir nicht mehr zuhören, nicht mehr mit-
spielen.
Bleiben Sie bei Verstand,

Dr. H. Demanowski

Die Leserbriefe...
Sehr geehrter Herr Hauke,
die Leserbriefe der letzten Ausgabe ge-
ben genau das wieder, was meine Fami-
lie, viele Freunde und ich denken. Diese 
unsägliche Regierung aus Volksverrä-
tern, wobei sicher viele korrupt sind, sie-
he Habeck, führt Deutschland schnur-
stracks in den Abgrund.
Dass die meisten Medien diesen Kurs 
mitmachen, ist so beschämend, aber 
wahrscheinlich hat dort auch niemand 
mehr Charakter und Verantwortungsbe-
wusstsein.
Noch eine Anmerkung zur Landrats-
wahl. Es war doch mehr als eigenartig, 
dass Rainer Galla von der AfD vorn lag 
und dann wohl die Briefwahl ausgezählt 
wurde und da eigenartigerweise Galla 
zurückfiel. Ein Schelm, wer Böses da-
bei denkt. Ich halte inzwischen alles für 
möglich, aber man kann‘s nicht bewei-
sen. Aber wenn sogar gegen auffordern-
de Mails aus dem Landratsamt an die 
Mitarbeiter nicht vorgegangen wird...

Steffi Fiebig

Landratswahlen 
Oder-Spree

In der Märkischen Oderzeitung fällt 
nach der Wahl ein Artikel vom 16. Mai 
besonders ins Auge, der sich mit den 
Querelen zu diesem Vorgang befasst. In 
dem Beitrag: „Scharfe Kritik an CDU 
und Freien Wähler wegen fehlender 
Wahlempfehlung“ ist ein Punkt erreicht, 

der den Bürger eigentlich zum Nachden-
ken auffordert. Der SPD-Bundeschef 
Lars Klingbeil, der ja den Schulranzen 
auf seinem Rücke kaum abgelegt hat, 
wird hier zum Scharfrichter und spricht 
vom Spiel mit dem Feuer.
Fragt man sich nun, warum solche Dinge 
durch die angebliche Demokratie getra-
gen werden und hier eine Schmähplatt-
form geboten wird, ist man dort ange-
langt, wo der Gedanke der Demokratie 
eigentlich mit Füßen getreten wird. 
Es wäre doch viel einfacher, die un-
geliebte Partei, die man ja nun einmal 
zugelassen hat, einfach zu verbieten. 
Bei der KPD ist der große Wurf vor Jah-
ren bereits gelungen. Warum also hier 
so zögerlich? Ich bin 90 Jahre alt und 
habe viel erlebt. Alles ist vergänglich 
und wenn wir einst eine Zeit hatten, die 
mit 98,7 Prozent die Wahlbeteiligung 
bekannt gab und heute nur noch etwa 
60 Prozent zur Wahl gehen, ist das ein 
schlechtes Ergebnis und bekundet auch, 
dass die Bürger die Macht, die sie eigent-
lich hätten, voll vertan haben unter dem 
Eindruck, dass sich sowieso im Ganzen 
nichts ändert.
Recht hat aber der Bürger, sofern man 
den aufgeführten Artikel sich genau be-
trachtet, da ja hier durch die Willenser-
klärungen der Parteivorsitzenden eine 
Beeinflussung der Wähler offenkundig 
wird, und da ist eigentlich der Bundes-
präsident in der Pflicht, der dieser Mani-
pulationsvorgabe entgegenwirken sollte. 
Dass diese Methode funktioniert, haben 
die Wahlen in Neuruppin und auch in Er-
kner bewiesen, da man dort ebenfalls im 
Vorlauf Dinge kundgetan hat, die eigent-
lich unlauter und unschön waren. 
Da aber keiner aufgemuckt hat, hat das 
die Handlungsweise uneingeschränkt 
gestärkt und zu dem Missstand geführt, 
den wir heute erkennen müssen. Die 
nächsten Wahlen finden 2024 statt und 
da ist nur zu hoffen, dass der Deutsche 
Michel endlich aufgewacht ist.

Martin Lindner 

Rufmord an einem 
Musiker

Sehr geehrter Herr Hauke.
Mich treibt derzeit um, wie in der Öf-
fentlichkeit mit dem begnadeten Sänger 
Stefan Krähe aus Jüterbog umgegangen 
wird. 
Da in Ihrem Blatt Gott sei Dank auch 
kritische Stimmen gehört werden, möch-
te ich mich gerne an Sie wenden. 
Weil bei einem Konzert von Krähe auch 
einige „rechte“ Zuschauer waren – wo-
rauf ein Künstler keinen Einfluss hat 
–, und er sich kritisch gegen Corona-
Maßnahmen äußerte, wird er seither der 
Reichsbürgerszene zugeordnet und muss 
Stadtfesten fernbleiben.
Dieser Rufmord ist für ihn existenzge-
fährdend und entbehrt jeder Grundlage. 
Ich kenne Stefan und weiß, dass er ein 
feiner Mensch ist, der tapfer seinen Weg 
geradeaus geht und sagt, was er denkt 
auch wenn es nicht regierungskonform 
ist. Er spricht damit vielen aus dem Her-
zen und in einer Demokratie sollte doch 
freie Meinungsäußerung möglich sein.
Ich bin fassungslos, möchte mich weh-
ren und für ihn und somit auch für uns 
alle kämpfen. 
Ich habe auch eine E Mail an Gregor 
Gysi als einflussreichen Politiker und 
Rechtsanwalt geschrieben.
Wir brauchen solche großartigen Men-
schen wie Stefan Krähe aus Jüterbog!

 Anne Schröder

Unter den Teppich 
gekehrt

Sehr geehrte Damen und Herren 
vom Hauke-Verlag,
ich bin gestern auf den Artikel „Unge-
impftes Pack – Ratten – Arschgeigen“ 
(vom 07.11.2022) von Michael Hauke 
gestoßen und kann diesen inhaltlich nur 
voll bestätigen. Als Ungeimpfter stand 
und stehe ich fassungslos vor dem, was 
sich in diesen drei Jahren abgespielt hat. 
Nicht nur mich hat das an eine Vergan-
genheit erinnert, die wir geglaubt hatten, 
hinter uns gelassen zu haben. Das war 
eine Fehleinschätzung. Auch ich fände 
eine öffentliche Richtigstellung notwen-
dig. Aber damals wie heute wird das Ver-
gangene schnell vergessen und unter den 
Teppich gekehrt, wo es vor sich hin gärt.
Als Tontechniker beim Öffentlich-Recht-
lichen Rundfunk könnte ich einiges er-
zählen, wie dort mit dem Thema umge-
gangen wurde bzw. sogar noch wird. Die 
von Ihnen zitierten „chinesische Maß-
nahmen für Ungeimpfte“ (22.03.2022) 
sind an mir allerdings vorbei gegangen, 
was sicher auch daran liegt, dass ich kein 
Radio höre, und wenn, dann nicht diesen 
Sender.  Werner Schneider

Abenteuer 
Jakobsweg

Pilgern auf dem Jakobsweg nach Santia-
go de Compostela? Vielleicht haben Sie 
schon einmal daran gedacht, ob das nicht 
auch etwas für Sie wäre? Jedoch den Ge-
danken wieder verworfen, weil ihnen ein 
solches Projekt persönlich als zu schwie-
rig erscheint? Dann ist das Buch „Berüh-
rung – eine Pilgerin auf dem Weg nach 
Santiago“ von Lydia & Lothar Beutin 
eine wertvolle Hilfe, um etwaige Ängste 
zu überwinden und diese tolle Erfahrung 
für sich selbst zu verwirklichen.
Nach ihrer Krebserkrankung hat sich Ly-
dia im Alter von 56 Jahren entschieden, 
ihren langgehegten Traum endlich zu 
verwirklichen. Ausgehend von den fran-
zösischen Pyrenäen begibt sie sich allein 
auf ihre Pilgerreise über 780 km zum 
bekannten Wallfahrtsort in Nordspanien. 
Es sind 35 Tage voller unvergesslicher 
Momente und Begegnungen mit Men-
schen, die über das Alltägliche hinausge-
hen. Das Buch hat  72 Abbildungen und 
über 400 Tipps zu Herbergen, Restau-
rants und den vielen Besonderheiten, die 
der Jakobsweg bietet.
Wir, die Autoren, wohnen in Schönei-
che. Näheres zum Buch und den Autoren 
unter: https://www.lothar-beutin.de
Erhältlich als Druckexemplar (ISBN 
978-3754355879), 208 Seiten, davon 72 
farbig (23,99€) 
und als ebook (ISBN 978-3757838935) 
für 7,49€  Lothar Beutin

Die Kirche muss 
differenzierter 

betrachtet werden
In Jan Knaupps Beitrag vom 10. Mai 
bedient der sonst sehr lesenswerte Autor 
alle Klischees über die Kirche, die Fern-
stehende seit vielen Jahrzehnten wie-
derholen. Dabei ist regelmäßig der Hin-
tergrund, dass sie der Religion an sich 
völlig verständnislos gegenüberstehen 
und beim Verschwinden derselben die-
sem wesentlichen Element der mensch-
lichen Existenz keine Träne nachweinen 

würden.
Dann bleibt natürlich nur das Bild einer 
unermesslich reichen Institution übrig, 
deren Vertreter nichts anderes zu tun 
haben, als fortgesetzt kleine Kinder zu 
schänden.
Für sie selbst völlig unbemerkt, produ-
zieren aber diese Kritiker ständig neue 
Ersatzreligionen und Denksysteme, weil 
sie ein tiefliegendes Bedürfnis nach Ori-
entierung verspüren: „Wenn Menschen 
aufhören an Gott zu glauben, dann glau-
ben sie nicht an nichts, sondern an alles 
Mögliche. Das ist die Chance der Pro-
pheten – und sie kommen in Scharen.“ 
Keith Gilbert Chesterton (1874 – 1936)
Welchem unabhängigen Denker fiele da 
nicht sofort eine Ersatzreligion ein?
In den Zeiten bis 1990 war der kirchliche 
Raum der einzige Ort, der als Rückzug 
gegenüber staatlichem Druck und seiner 
militant-gewalttätigen Staatsreligion üb-
rig geblieben war.
Dabei hat es auf dem gesamten Gebiet 
der sowjetischen Besatzungszone unter 
der katholischen Priesterschaft nur drei 
Stasi-Kollaborateure gegeben, man war 
also fast vollständig vor Verrat sicher!
Noch heute bin ich dankbar dafür, dass 
es so war! Dabei waren die Pfarrer alles 
andere als reich: Sie bekamen so um die 
450 Ostmark im Monat und haben davon 
noch ihre Haushälterin bezahlen müs-
sen, die Kost und Logis frei hatte und 
lediglich ein Taschengeld bekam.
Dieses Berufsbild ist wahrlich nicht zu 
beneiden und trotzdem hat es in der Ver-
gangenheit genügend Repräsentanten 
gegeben, die uns durch die Finsternis 
geholfen haben.
Dabei ist mir persönlich kein einziger 
Priester bekannt geworden, der der Kin-
derschändung bezichtigt wurde, zwei 
der drei oben beschriebenen „Singdros-
seln“ aber sehr wohl.
Ich vermute, dass jede Ohrfeige aus den 
60iger Jahren heute als Missbrauchsde-
likt in die Missbrauchsliste eingeht, denn 
auch ich habe mir als Kind von Nach-
barn die eine oder andere Ohrfeige ge-
fallen lassen müssen.
Übrigens ist die Strafe für Vergehen an 
Kindern in der Bibel beschrieben: „Für 
den wäre es besser, wenn er mit einem 
Mühlstein um den Hals in der Tiefe des 
Meeres versenkt würde“.
Insgesamt ist perfekt davon abgelenkt, 
dass diejenige Partei, die heute die Leit-
linien bestimmt, über Jahrzehnte den 
„freiwilligen Sex mit Kindern“ in ihrer 
Programmatik hatte und gar straffrei 
stellen wollte. Bekennende Kinder-
schänder waren aktive und geachtete 
Parteimitglieder und konnten ihr Anlie-
gen vorantreiben.
Weiterhin regt sich keiner mehr darüber 
auf, dass laut Gesetz 14jährige „Knaben 
zum Abschuss frei gegeben“ sind.
Darüber zu schreiben, würde sich loh-
nen. Aber ist es nur ausreichend interes-
sant, wenn ein Pfarrer als Täter in Frage 
käme?
Bei Kritik wird auch gerne Unverständ-
nis bzgl. der Sexualmoral geäußert, und 
dabei ganz vergessen, dass Sex im All-
gemeinen mittlerweile in den Rang einer 
privilegierten Religion aufgerückt ist. 
Dies äußerte sich zum Beispiel während 
der C-Übung dadurch, dass die Räum-
lichkeiten öffentlich beworbener soge-
nannter Ohne-alles-Sexpartys nicht von 
der Polizei gestürmt wurden, verbotener 
sonntäglicher Gottesdienst hingegen 
sehr wohl! Ulrike Rose

Leserbriefe und Diskussionsbeiträge 
erreichen uns am besten unter:

info@hauke-verlag.de
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Von Michael Hauke
Die „EU-Richtlinie über die Gesamt-

energieeffizienz von Gebäuden“ bedeu-
tet für ungefähr drei Millionen Wohn-
häuser ab 2030 das Aus. Das teilt der 
Eigentümerverband „Haus & Grund“ 
mit. Hierbei geht es um Häuser, die 
nicht den hohen Klimaanforderungen 
entsprechend sanierbar sind und von 
der EU für „unbewohnbar“ erklärt wer-
den. Allein in Deutschland droht weit 
mehr als zehn Millionen Menschen der 
Auszug. Aber wohin?

Zurzeit wird über das „Gebäude-
Energie-Gesetz“ der Bundesregierung 
diskutiert, aber den Menschen droht 
die Gefahr auch von EU-Seite. Genau 
wie bei „Habecks Heizhammer“ sind 
Mieter und Eigenheimbesitzer gleicher-
maßen betroffen. Laut Untersuchungen 
des Institutes der Deutschen Wirtschaft 
wird der EU-Sanierungszwang 34,4% 
aller Wohngebäude in Deutschland tref-
fen. Mehr als jedes dritte Haus muss 
aufgrund der EU-Richtlinie bis 2030 
bzw. 2033 zwangssaniert werden. Vor 
allem Miet-Wohnungen sind von der 
Sanierungspflicht betroffen: 45,5% der 
deutschen Wohnungen landen in den 
Energieeffizenzklassen E, F und G. 

Häuser, bei denen die Zwangssanie-
rung aufgrund der Substanz nicht mög-
lich oder für den Eigentümer nicht fi-
nanzierbar ist, stehen vor der Räumung.

Das „Gebäude-Energie-Gesetz“ der 
Bundesregierung und die am 14.03.2023 
vom EU-Parlament angenommene 
Richtlinie sind zwei Seiten derselben 
Medaille. Vorgabe ist, dass Wohngebäu-
de keinerlei Emissionen mehr verursa-
chen dürfen. Zu diesem Zwecke teilt die 
EU Wohnhäuser in Energieeffizienzklas-
sen von A bis G ein. Ein A bekommen 

nur Häuser, die komplett emissionsfrei 
sind. Das wird ab 2030 verpflichtender 
Standard bei Neubauten. Bestandshäu-
ser müssen zwangssaniert werden, um 
die Energieeffizienzklasse D zu errei-
chen. Die EU-Richtlinie sieht dafür 
zwei Stufen vor. Die Häuser der Klasse 
G sind bereits 2030 fällig. Bis dahin sind 
es nur noch sechseinhalb Jahre! 

Die Häuser der Klasse E und F müssen 
drei Jahre später „klimafit“ sein und min-
destens Klasse D erreichen. Die genaue 
Einteilung ist bislang nicht restlos klar. 
Fest steht allerdings, dass in Deutsch-
land EU-weit die strengsten Vorgaben 
gelten. Wie kommt das? Ganz einfach, 
weil es in Deutschland die meisten Nie-
drigenergiehäuser gibt. Dieser schein-
bare Widerspruch entsteht dadurch, dass 
es keine einheitliche Klassifizierung für 
alle EU-Mitgliedsstaaten gibt. Ein Haus, 
das in Polen oder Holland Klasse B oder 
C erhält, kann in Deutschland aufgrund 
des bisher schon hohen Standards in 
Klasse F oder G kategorisiert sein. Auf 
Seite 97 der EU-Richtlinie heißt es 
dazu: „Der Buchstabe G entspricht den 
15 Prozent Gebäuden mit der schlech-
testen Gesamtenergieeffizienz im nati-
onalen Gebäudebestand zum Zeitpunkt 
der Einführung der Skala.“ Wie es zu 
den restlichen Klassen kommen wird, 
ist ebenfalls in jedem EU-Land anders: 
„Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
die verbleibenden Klassen A bis F eine 
gleichmäßige Bandbreitenverteilung 
der Indikatoren der Gesamtenergieeffi-
zienz auf die Gesamtenergieeffizienz-
klassen aufweisen.“ 

Welche Folgen wird das haben? In 
Deutschland stehen nicht nur Millionen 
Eigenheime vor dem Aus, sondern auch 
unzählige Mehrfamilienhäuser, ja ganze 
Altstädte. Für diejenigen Häuser, die 
irgendwie sanierbar sind, wird es teuer 
bis unbezahlbar. Die Deutsche Bank hat 
errechnet, dass die Sanierungskosten 
pro Eigenheim bei zurzeit rund 100.000 
Euro liegen werden. Nur 62% ihrer 
Kunden sind für die Sanierungsmaßnah-

2030 werden Millionen Häuser für unbewohnbar erklärt

men überhaupt kreditwürdig. Im „Han-
delsblatt“ sagte Tobias Horn, Chef des 
Privatkundengeschäfts der Deutschen 
Bank: „Bei einem Drittel der Eigentü-
mer werden die Kosten für die energeti-
sche Sanierung nach unseren Szenarien 
deren finanzielle Möglichkeiten über-
steigen.“ Bei Sparkassen, Volksbanken 
und Internetbanken dürfte diese Quote 
noch deutlich höher ausfallen. Von Ei-
gentümern der Mietshäuser ist hier noch 
gar nicht die Rede. Wer keinen Kredit 
bekommt oder dessen Haus nicht sa-
nierbar ist, verliert sein Eigentum. Ge-
nauso geht es Mietern, die in Häusern 
leben, die nicht energetisch sanierbar 
sind oder deren Eigentümer sich die Sa-
nierung nicht leisten können. Die Deut-
sche Bank erkennt die Dramatik, die 
auf Abermillionen Menschen zukommt: 
„Selbst mit der derzeitigen öffentlichen 
Förderung ist diese Lücke nicht kom-
plett zu schließen. Berücksichtigt man 
die staatliche Förderung und die mög-
lichen Energieeinsparungen, ist es noch 
ein Viertel aller Kunden, die diese Auf-
wendungen nicht stemmen können.“ 

Hinzu kommen Millionen Eigentü-
mer, die sich das zwar leisten könnten, 
aber vielleicht nicht wollen und ihr 
vermietetes Haus einfach dem Verfall 
preisgeben werden – weil sich die teu-
re Sanierung wirtschaftlich nicht lohnt 
oder die Eigentümer einfach schon zu 
alt sind. Millionen Häuser werden unbe-
wohnbar, aber noch viel mehr komplett 
wertlos. Was EU und Bundesregierung 
hier vorhaben, mündet in einem gigan-
tischen Enteignungsprogramm. Für die 
einen ist das Dach über dem Kopf weg, 
für die anderen die Altersvorsorge. Die 
soziale Dramatik ist völlig unfassbar. 
Die Wohnungsnot wird unbeschreibli-

Leserbriefe aus dem gesamten 
deutschsprachigen Raum

Sie halten eine Zeitung in den Händen, 
die von einem der ältesten Anzeigen-
blattverlage Ostdeutschlands herausge-
geben wird. Der Hauke-Verlag publiziert 
seit mehr als drei Jahrzehnten Anzeigen-
zeitungen für Berlin und Brandenburg – 
und ist nach wie vor inhabergeführt.

Von Anfang an haben wir den Mei-
nungen der Menschen Platz eingeräumt. 
Unser Leserforum steht für Meinungs-
freiheit und Diskurs. Hier können sich 
Bürger unzensiert äußern. Damit erregen 
wir nicht nur in Deutschland, sondern 
auch in Österreich und der Schweiz, 
immer wieder großes Aufsehen. Solche 
Zeitungen sind tatsächlich selten gewor-
den.

Leserbriefe erreichen uns aus allen Tei-
len des deutschen Sprachraums. Selbst 
aus Australien kam schon Post. Wenn Sie 
gut finden, was wir machen, dann freuen 

wir uns über Ihre Unterstützung. Jede 
Werbung eines Gewerbetreibenden hilft 
in einem immer schwierigeren Markt 
mit, unsere Stimme zu erhalten. Unsere 
Anzeigenzeitungen sind ausschließlich 
werbefinanziert. Wir freuen uns, wenn 
Sie Werbepartner des Hauke-Verlages 
werden und Kontakt zu uns aufnehmen 
unter 03361 57179 oder über E-Mail: 
info@hauke-verlag.de

Wenn Sie unseren Verlag privat unter-
stützen möchten, freuen wir uns über 
Ihre Zuwendung. Sie haben dazu zwei 
Möglichkeiten:

• Per Überweisung auf unser Konto bei 
der VR Bank Fürstenwalde: 

DE60 1709 2404 0000 0896 64 
(Inhaber: Michael Hauke Verlag e.K.)
• Per PayPal: Klicken Sie dazu bitte auf 

den „Lieb&Teuer“-Button auf unserer 
Webseite www.hauke-verlag.de

che Ausmaße annehmen, zumal es Jahr 
für Jahr eine millionenfache Zuwande-
rung nach Deutschland gibt.

Die Deutsche Bank beziffert den Finan-
zierungsbedarf nur ihrer eigenen Privat-
Kunden auf rund 80 Milliarden Euro. Es 
geht bei dieser Summe ausschließlich 
um Eigenheimbesitzer. Die Eigentümer 
von Mehrfamilienhäusern und ganzen 
Blöcken sind hier nicht eingerechnet, 
genauso wenig wie die Kunden anderer 
Kreditinstitute. Das Billionenspiel, von 
dem ich in der vergangenen Ausgabe 
schrieb, findet hier seine Fortsetzung.

BlackRock, der größte Vermögens-
verwalter der Welt, bezeichnet die 
Klimakrise als „historisch einmalige 
Chance“ für seine milliardenschweren 
Anleger. BlackRock schätzt den Inves-
titionsbedarf aufgrund der Energiewen-
de weltweit auf 500 bis 100 Billionen 
(!) Dollar (vgl. Michael Hauke: „Es 
ging nie um Gesundheit – und es geht 
jetzt nicht ums Klima!“, Ausgabe 11/23 
vom 24.05.2023). 

Aber es geht auch den Gewerbebau-
ten an den Kragen. Auch sie müssen 
aufwendig saniert werden. Für viele 
Produktionsstätten im einstigen Indust-
rieland Deutschland sind diese Klimaan-
forderungen das sichere Aus. Im güns-
tigsten Fall wird die Produktionsstätte 
ins Ausland verlagert, in vielen Fällen 
werden die Betriebe – frei nach Habeck 
– einfach aufhören zu produzieren.

Wer jetzt denkt, so schlimm werde 
es schon nicht kommen, der sollte die 
EU-Richtlinie komplett lesen, denn 
was hier umgesetzt wird, ist nur ein 
erster Ansatz; bis Ende 2027 wird er 
dahingehend überprüft, ob die Maß-
nahmen ausreichen, die Klima-Ziele zu 
erreichen. Die EU behält sich vor, die 
Anforderungen an die Energieeffizienz 
noch deutlich zu verschärfen und die 
CO2-Preise drastisch zu erhöhen (Seite 
108/109 der Richtlinie). Die Zahl der 
nicht mehr nutzbaren Wohn- und Ge-
werbegebäude könnte also noch erheb-
lich größer werden.

Von Ausgangs- und Kontaktsperren zum Hei-
zungsverbot und Zwangssanierungen. Von der 
Kontrolle der Impfausweise zur Kontrolle des Hei-
zungskellers. Vom Corona-Lockdown zum Klima-
Lockdown?
Was steckt hinter den nicht aufhörenden Krisen?
Kommen Sie zu einem spannenden und mitrei-
ßenden Vortrag.

Ort: Parkbühne Fürstenwalde, 
 Dr.-Wilhelm-Külz-Straße 10
Wann:  Sonntag, 10.09.2022  
Einlass: 14:00 Uhr
Beginn: 15:00 Uhr   

Michael Hauke auf der Parkbühne

 Kartenvorverkauf (10 €):
 Michael Hauke Verlag 

 Alte Langewahler Chaussee 44
 15517 Fürstenwalde

 Online (12 €):
 www.die-parkbuehne.de

www.reservix.de
Jetzt Tickets sichern!

„Corona war 
erst der Anfang!“

EU-Richtlinie teilt Häuser in Effizienzklassen A bis G ein +++ Nur A bis D dür-
fen weiter bewohnt werden +++ Es ergeht ein Sanierungszwang und Bewohn-
Verbot für nicht sanierbare Häuser +++ Eigentümer-Verband „Haus & Grund“ 
schätzt, dass drei Millionen Häuser vor dem Aus stehen +++ Deutsche Bank geht 
von Sanierungskosten von 100.000 € pro Haus aus +++ Ein Viertel der Betrof-
fenen wird keinen Kredit bekommen +++ BlackRock: „Historische Chance!“
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